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1. Anlass und Ziel der Planung, Aufstellungsverfahren 

Bundes- und landespolitisch soll eine deutschlandweite sichere, preiswerte und umweltver-

trägliche Energieversorgung abgesichert werden. Hierbei soll der Anteil erneuerbarer Energie 

fortwährend steigen.  

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 3 „Photovoltaikanlage Stolpe“ 

verfolgt die Zielstellung der Errichtung einer AGRI-PV-Anlage südwestlich der Ortslage Stolpe 

und südwestlich der Ortslage Neudorf durch die Vattenfall Solar GmbH (nachfolgend Vorha-

benträger).  

Die Bundesstraße B110 stellt die nördliche Geltungsbereichsgrenze dar. Zunächst war hier die 

Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geplant, welche im Rahmen der Vorentwurfs-

erarbeitung zu Gunsten der im Planungsraum vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzung in 

die Planung einer Agri-PV-Anlage geändert wurde. 

Die mit den Bauleitplanverfahren angestrebten Investitionsabsichten zielen auf eine kombi-

nierte Nutzung des einbezogenen Geltungsbereiches für die landwirtschaftliche Produktion als 

Hauptnutzung und für Stromproduktion mittels einer Freiflächen-Photovoltaikanlage als Se-

kundärnutzung ab. Diese soll durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

planungsrechtlich ermöglicht werden. Die Doppelnutzung der landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen wird neben der Erhaltung der landwirtschaftlichen Produktionsgrundlagen der Landwirte 

zu einer gesteigerten ökologischen und ökonomischen Landnutzungseffizienz führen.  

Als landwirtschaftliche Flächen im Sinne eines AGRI-PV-Projektes gelten Ackerland, Dauer-

grünland, Dauerweideland und mit Dauerkulturen genutzte Flächen. 

Nach der Umsetzung des Vorhabens werden weiterhin landwirtschaftliche Erzeugnisse; also 

Produkte, die durch landwirtschaftliche Tätigkeiten erzeugt wurden, vermarktet werden oder 

dem Eigenverbrauch dienen, gewonnen.  

Gleichzeitig wird solare Strahlungsenergie durch die PV-Anlagen erzeugt, genutzt oder zwi-

schen gespeichert und ins öffentliche Stromnetz eingespeist. 

Grundsätzlich gilt, dass die für Agri-PV einbezogenen Planungsräume für eine landwirtschaft-

liche Tätigkeit genutzt werden müssen. Die landwirtschaftliche Tätigkeit umfasst dabei die Er-

zeugung oder den Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse bzw. die Erhaltung von Flächen in 

einem guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand wie in den Cross Compliance Vor-

schriften der Europäischen Union und den jeweiligen Länderregelungen niedergelegt. 

Auf Basis der Vorgaben zu beihilfefähigen landwirtschaftlichen Nutzungsflächen lassen sich 

Agri-PV-Projekte in die nachstehenden vier Nutzungskategorien unterteilen:   

- Kulturanbau - Dauerkulturen und mehrjährige Kulturen  

- einjährige und überjährige Kulturen  

- Schnittnutzung  
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- Weidenutzung  

Um eine Nutzung der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche nach Installation der Agri-PV-Anlage 

sicherstellen zu können, muss das Planungs- bzw. Nutzungskonzept auf die Standorteigen-

schaften und die Möglichkeiten der landwirtschaftlichen Betriebsführung abgestellt werden.   

Insofern und mit Verweis auf die wachsende Bedeutung der Erzeugung und Nutzung erneu-

erbarer Energien hat die Gemeinde im Rahmen ihrer gesetzlich geregelten Planungshoheit die 

Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen. 

Formuliertes Planungsziel ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes „AGRI-PV“, wo-

bei der Schwerpunkt auf dem Kulturanbau liegt. 

Die Doppelnutzung auf dazu geeigneten Böden kann dabei einen wichtigen Beitrag zur Sta-

bilisierung der landwirtschaftlichen Betriebsführung und der damit in Verbindung stehenden 

Sicherung von Arbeitskräften leisten.   

Aus naturschutzfachlicher Sicht werden sich diese Flächen trotz oder gerade wegen der ge-

planten Nutzung zu einem temporären Rückzugsraum für Insektenarten, Kleinsäuger und die 

Avifauna entwickeln, denn mit der geplanten Nutzung werden die für die Intensivlandwirt-

schaft typischen Nutzungserscheinungen, wie Düngung, der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

oder eine regelmäßige mechanische Bodenbearbeitung wesentlich reduziert.   

Aus diesen oben angeführten Gründen stimmte die Gemeinde Stolpe an der Peene dem An-

trag des Vorhabenträgers zu und beschloss am 09.10.2024 die Aufstellung des vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans Nr. 3 „Photovoltaikanlage Stolpe“.   

Um die technischen Details die bei der Planung und der Umsetzung einer innovativen AGRI-

PV-Anlage notwendig sind planungsrechtlich zu sichern, wird der Bebauungsplan als vorha-

benbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB weitergeführt. 

Der Vorhabenträger verpflichtete sich im Rahmen einer vorliegenden Kostenübernahmeerklä-

rung bereits zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie zur Vorlage und Abstimmung 

eines Durchführungsvertrages mit der Gemeinde gemäß § 12 BauGB. Negative finanzielle Aus-

wirkungen sind für die Gemeinde damit nicht zu erwarten.  

Höchstrangiges öffentliches Interesse an Erneuerbare Energien und Klimaschutz im Sinne 

des § 2 EEG 2023 als Planungsanlass 

Die durch Gemeinde und Vorhabenträger formulierten Planungsziele haben in zweierlei Hin-

sicht eine besondere Bedeutung im Sinne des Planerfordernisses gemäß § 1 Abs. 3 BauGB:  

Zum einen definiert der Bundesgesetzgeber in Satz 1 des § 2 EEG 2023 der Bestimmung das 

Interesse [...] als „Überragendes" und damit höchstrangiges öffentliches Interesse; zusätzlich 

wird das ebenfalls hochrangige Interesse der öffentlichen Sicherheit an dessen Seite gestellt.  
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Zum anderen bestimmt Satz 2 der Norm, dass aktuell - da allgemeinkundig das Ziel einer na-

hezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung im Bundesgebiet bei weitem noch nicht erreicht 

ist -die erneuerbaren Energien in Schutzgüterabwägungen Vorrang haben sollen (Soll-Bestim-

mung), weil die Definition der erneuerbaren Energien als „im überragenden öffentlichen Inte-

resse und der öffentlichen Sicherheit dienend“ im Fall einer Abwägung dazu führen, dass das 

besonders hohe Gewicht der erneuerbaren Energien berücksichtigt werden muss (vgl. Gesetz-

entwurf der Bundesregierung „-Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen be-

schleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor", 

BT-Drs. 20/1630, S.159). 

Es liegt auf der Hand, dass das gesetzgeberische Anliegen, „Sofortmaßnahmen" für einen „be-

schleunigten" Ausbau der erneuerbaren Energien nur dann greifen kann, wenn die Regelungen 

des § 2 EEG auch auf der kommunalen Planungsebene zum Tragen kommen.  

Jede abweichende Auslegung würde nach Einschätzung der Gemeinde dem gesetzgeberischen 

Anliegen deutlich widersprechen.  

Folgerichtig sieht die Gemeinde Stolpe an der Peene das in Rede stehende Aufstellungsverfah-

ren des vorhabenbezogenen Bebauungsplans als auf den weiteren Ausbau der Nutzung der 

erneuerbaren Energien gerichtete Maßnahme zum Schutz des Klimas, zu dem der Staat nach 

dem Klimaschutzgebot des Art. 20a GG verpflichtet ist (vergleiche hierzu: BverfG, Beschluss 

vom 23. März 2022 – 1 BVR 1187/17 -, NVwZ 2022, 861 -, zitiert nach juris Rn.104). 

 

Alternativenprüfung 

Die Prüfung möglicher Standortalternativen ist Bestandteil der planerischen Abwägung nach 

§ 1 Abs. 7 BauGB und zugleich eine Anforderung der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 

in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 2 d BauGB. Danach sind anderweitige Planungsmöglichkeiten 

zu berücksichtigen, soweit sie unter Berücksichtigung der Ziele der Planung und des räumli-

chen Geltungsbereichs realistisch in Betracht kommen. 

Rechtlich ist dabei anerkannt, dass die Gemeinde keine umfassende Suche nach dem „best-

möglichen“ Standort schuldet. Maßgeblich ist vielmehr, dass keine offensichtlich vorzugswür-

dige Alternative besteht, die sich der Gemeinde im Rahmen einer sachgerechten Betrachtung 

hätte aufdrängen müssen. Die Alternativenprüfung ist daher zielgebunden, verhältnismäßig 

und auf realistische Optionen beschränkt. Standorte, die den planerischen Zielsetzungen oder 

zwingenden Ausschlusskriterien widersprechen, sind nicht weiter zu vertiefen. 

Ziel der vorliegenden Planung ist die Errichtung einer Agri-Photovoltaikanlage, bei der die 

landwirtschaftliche Nutzung als Hauptnutzung dauerhaft erhalten bleibt, gleichzeitig ein Bei-

trag zur Erzeugung erneuerbarer Energien geleistet wird und erhebliche Beeinträchtigungen 

von Umwelt, Landschaft und Bevölkerung vermieden werden. Die Standortalternativenprüfung 

hat sich daher an diesen Zielsetzungen auszurichten. 
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Flächenstruktur des Gemeindegebiets als Ausgangsbasis 

Das Gemeindegebiet der Gemeinde Stolpe an der Peene umfasst insgesamt 1.767 ha. Die Flä-

chennutzung stellt sich wie folgt dar: 

• Landwirtschaftliche Nutzflächen: 87,8 % ≙ ca. 1.551,7 ha 

• Waldflächen: 2,5 % ≙ ca. 44,2 ha 

• Siedlungsflächen: 3,7 % ≙ ca. 65,4 ha 

• Verkehrsflächen: 2,0 % ≙ ca. 35,3 ha 

• Flächen für Sport, Freizeit und Erholung: 1,0 % ≙ ca. 17,7 ha 

Bereits aus dieser Flächenbilanz wird deutlich, dass ein Großteil des Gemeindegebiets entweder 

aus rechtlichen oder aus funktionalen Gründen nicht für eine Agri-Photovoltaiknutzung in Be-

tracht kommt. Die Standortalternativenprüfung konzentriert sich daher zwangsläufig auf einen 

begrenzten Teil der landwirtschaftlichen Nutzflächen. 

Harte Ausschlusskriterien 

Im ersten Schritt der Standortalternativenprüfung wurden harte Ausschlusskriterien definiert, 

bei deren Vorliegen eine Fläche unabhängig von ihrer Größe oder Lage nicht weiter betrachtet 

wurde. 

Ein Ausschluss erfolgte für sämtliche Flächen, 

• die für Siedlung, Sport, Freizeit oder Erholung vorgesehen oder tatsächlich genutzt wer-

den, da hier ein grundsätzlicher Nutzungskonflikt besteht und eine technische Über-

prägung nicht mit der Zweckbestimmung vereinbar ist, 

• die als Waldflächen genutzt werden, da Wald gemäß § 1a BauGB sowie den landes-

rechtlichen Vorgaben besonders zu schützen ist und eine Umwandlung regelmäßig un-

zulässig ist, 

• die Wasserflächen oder Gewässerrandbereiche betreffen, 

• die innerhalb europäischer Schutzgebiete (Natura 2000) liegen, 

• die einen Mindestabstand von 200 m zu bewohnten Siedlungsstrukturen unterschrei-

ten, um Nutzungskonflikte, visuelle Beeinträchtigungen und immissionsschutzrechtli-

che Probleme von vornherein auszuschließen. 

Diese Kriterien führen dazu, dass große Teile des Gemeindegebiets – insbesondere Siedlungs-, 

Wald-, Erholungs- und Schutzgebietsflächen – bereits im Ansatz ausscheiden und rechtlich 

nicht als ernsthafte Standortalternativen gelten können. 

Ausschluss hochwertiger landwirtschaftlicher Böden 

Innerhalb der landwirtschaftlichen Nutzflächen wurde eine weitere Differenzierung vorgenom-

men. Maßgeblich war hierbei die landwirtschaftliche Bodenwertigkeit. 
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Flächen mit einer Ackerzahl oberhalb des gemeindlichen Durchschnittswertes von 41 Boden-

punkten wurden von der weiteren Betrachtung ausgeschlossen. Diese Flächen besitzen eine 

überdurchschnittliche Bedeutung für die landwirtschaftliche Produktion und sind im Sinne des 

§ 1a Abs. 2 BauGB besonders zu schonen. Eine zusätzliche technische Nutzung würde hier zu 

einem vermeidbaren Nutzungskonflikt führen, auch wenn die Agri-Photovoltaik grundsätzlich 

eine Doppelnutzung ermöglicht. 

Damit reduziert sich der potenziell geeignete Suchraum innerhalb der landwirtschaftlichen 

Nutzflächen deutlich auf unterdurchschnittlich bewertete Ackerstandorte, bei denen die Kom-

bination aus Landwirtschaft und Energieerzeugung als besonders sachgerecht anzusehen ist. 

Bewertung des gewählten Standorts im Vergleich zu Alternativen 

Der gewählte Geltungsbereich erfüllt sämtliche genannten Eignungskriterien. Er liegt außerhalb 

von Schutzgebieten, wahrt den Mindestabstand zu bewohnten Siedlungsstrukturen, betrifft 

ausschließlich landwirtschaftliche Nutzflächen mit unterdurchschnittlicher Bodenwertigkeit 

und ist durch bestehende Landschaftselemente sowie durch die Nähe zur Bundesstraße B 110 

bereits vorgeprägt. 

Die vorhandenen Strukturen ermöglichen eine landschaftsverträgliche Einbindung der 

Agri-Photovoltaikanlage, ohne dass zusätzliche erhebliche Eingriffe erforderlich werden. 

Gleichzeitig erlaubt der Standort eine verkehrliche Erschließung ohne neue Infrastrukturein-

griffe. Andere potenzielle Standorte im Gemeindegebiet scheiden entweder aufgrund der ge-

nannten harten Ausschlusskriterien, aufgrund höherer landwirtschaftlicher Wertigkeit, auf-

grund geringerer Abstände zu Wohnnutzungen oder aufgrund fehlender landschaftlicher Ein-

bindung aus. Ein Standort, der bei vergleichbarer Zielerreichung geringere Umweltauswirkun-

gen oder geringere Nutzungskonflikte aufweisen würde, ist nicht erkennbar. 

Abwägungsrechtliche Gesamtbewertung 

Unter Berücksichtigung der planerischen Zielsetzung, der Flächenverfügbarkeit, der landwirt-

schaftlichen Belange, des Landschaftsschutzes sowie der Umweltbelange ist festzustellen, dass 

sich kein vermeintlich besserer Standort aufdrängt, der zwingend hätte gewählt werden müs-

sen. Die Gemeinde hat ihren Abwägungsspielraum sachgerecht ausgeübt und die Standortal-

ternativen nachvollziehbar eingegrenzt. 

Der gewählte Standort stellt im Ergebnis eine angemessene, verhältnismäßige und umweltver-

trägliche Lösung dar, die den Anforderungen des § 1 Abs. 7 BauGB entspricht. Gleichwertige 

oder eindeutig vorzugswürdigere Standortalternativen sind im Gemeindegebiet nicht vorhan-

den. 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist im Plan im Maß-

stab 1: 2.500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von rund 106,4 ha. Der Planungsraum 

erstreckt sich südlich der Ortslage Neuhof innerhalb der Gemarkung Stolpe A in der Flur 4 auf 

die Flurstücke 15 und 16, in der Flur 7 auf die Flurstücke 2, 3, 5 und 7/4 sowie in der Flur 8 auf 

die Flurstücke 18 und 19. 

 

2.2 Plangrundlagen 

Katasterdaten sowie Geodaten des Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpom-

mern vom März 2025, Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen Lübecker Str. 

289, 19059 Schwerin. 

Lagebezug: ETRS89-UTM33; Höhenbezug: DHHN 2016 

 

2.3 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 

3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I 

Nr. 257)  

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 

I Nr. 176)  

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 

(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 

(BGBl. 2025 I Nr. 189) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - 

KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung 16. Mai 2024 (GVOBl. M-V S. 270, 351), zuletzt geän-

dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GVOBl. M-V S. 130, 136) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 

i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 

Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesnatur-

schutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) i. d. F. der Bekanntma-

chung vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 66), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 24. März 2023 (GVOBl. M-V S. 546) 

o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der Bekanntma-

chung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), mehrfach geändert sowie §§ 65a 

bis 65d und Anlage neu eingefügt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GVOBl. 

M-V S. 130) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Stolpe an der Peene in der aktuellen Fassung 
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3. Ausgangssituation 

3.1 Charakter des Planungsraumes 

Der Planungsraum umfasst ein etwa 106,4 ha großes Areal südlich der Bundesstraße B 110 im 

Bereich südwestlich der Ortslage Stolpe und südöstlich der Ortslage Neuhof. Er nimmt dabei 

ausschließlich intensiv genutzte Ackerflächen in Anspruch.  

 

Abbildung 1: Luftbild des Geltungsbereichs, GAIA MV, März 2025 

Der Vorhabenstandort ist durch die Nähe zur angrenzenden Bundesstraße geprägt. Die diese 

begleitende lückenhafte Allee verläuft außerhalb des Geltungsbereichs.  

Der Planungsraum wird von Norden aus erschlossen und teilt sich in zwei Baufelder auf. Sie 

werden durch einen herzustellenden Rad- und Gehweg, der von der Einfahrt aus nach Süden 

verläuft, voneinander getrennt.  

Abbildung 2: Blick des westlichen Geltungsbereichs von der B110 in Richtung Südosten, Google Streetview, März 2025 

Stolpe 

Neuhof 
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Abbildung 3: Blick des östlichen Geltungsbereichs von der B110 in Richtung Südwesten, Google Streetview, März 2025 

Nationale Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Nationale Na-

turmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschaftsschutzgebiet), 27 (Naturpark) und 28 

(Naturdenkmäler) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) werden vorliegend nicht über-

plant. 

Im südlichen Randbereich des Planungsraumes befindet sich das europäische Vogelschutzge-

biet DE 2147-401 „Peenetallandschaft“. Die Errichtung der AGRI-PV-Anlage ist jedoch vollstän-

dig außerhalb des Schutzgebietes geplant.  

Nördlich der B110 liegen das Landschaftsschutzgebiet LSG 067a „unteres Peenetal und Peene-

Haff“ sowie der Naturpark NP 8 „Flusslandschaft Peenetal“. Darüber hinaus grenzt im Südosten 

nördlich der B110 das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung GGB DE 2045-302 „Peenetal 

mit  Zuflüssen, Kleingewässerlandschaft am Kummerower See“ und das Naturschutzgebiet NSG 

328 „Peenetal von Jarmen bis Anklam“ an.  

 

3.2  Übergeordnete Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind die ein-

zelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne oder Pro-

gramme aufzustellen.   

Folgenden Rechtsgrundlagen unterliegen die Planungen und Maßnahmen der Gemeinde 

Stolpe an der Peene: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. Dezember 2008 (BGBl. 

l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I 

Nr. 88) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 1998 (GVOBl. M-V 

S. 503), zuletzt mehrfach geändert sowie § 9a eingefügt durch Gesetz vom 13. Mai 2024 

(GVOBl. M-V S. 149) 
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o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vor-

pommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern 

(RREP VP) vom 19. August 2010 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen 

der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 ROG. Hiernach sind bei 

raumbedeutsamen Planungen der Gemeinde Ziele der Raumordnung zu beachten sowie 

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensent-

scheidungen zu berücksichtigen.  

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und Ordnung eines 

Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In diesem Zusammenhang entschei-

den also die Dimension der geplanten Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes 

sowie die vorhersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsam-

keit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der Größe des 

Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelbaren Nahbereich hinausge-

hen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneuerbaren Energien ge-

troffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) LEP M-V 2016 soll in allen Teilräumen 

eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche Energieversorgung bereitgestellt werden. Der 

Anteil erneuerbarer Energien soll dabei stetig wachsen. 

Bei Planungen und Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, die zu erheblichen Beein-

trächtigungen naturschutzfachlicher Belange führen, ist zu prüfen, ob rechtliche Ausnahmere-

gelungen aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses angewendet 

werden können.   

Hinsichtlich der Solarenergie sind in der Planungsregion Vorpommern zudem die textlichen 

Vorgaben des RREP VP zu beachten. Grundsätzlich ergibt sich auch aus dem RREP VP-LVO M-

V ein klares Bekenntnis zum weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien. Es wird ausgeführt, 

dass an geeigneten Standorten die Voraussetzungen für den weiteren Ausbau regenerativer 

Energieträger […] geschaffen werden sollen. 

Der Entwicklung und dem Ausbau der Versorgung mit regenerativen Energieträgern kommt 

damit insgesamt auch unter regionalplanerischen Gesichtspunkten eine besondere Bedeutung 

zu. Dem trägt die Gemeinde Stolpe an der Peene mit der vorliegenden Planung Rechnung.  

Damit richtet sich die langfristige raumordnerische Zielstellung nach einer optimalen Nutzung 

regenerativer Energiequellen, auch im Hinblick auf den Klimaschutz.  
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Gemäß der Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramms befindet sich der Pla-

nungsraum innerhalb des Vorbehaltsgebiets Tourismus, ebenso befindet sich die Gemeinde 

innerhalb der Raumkategorie „Ländliche GestaltungsRäume“ des LEP.  

 
Abbildung 4: Ausschnitt aus dem LEP M-V 

Das RREV VP stellt den Planungsraum als Tourismusentwicklungsraum und Landwirtschafts-

raum dar.  

Sowohl das LEP als auch das RREP stellen das südlich angrenzende Vogelschutzgebiet als Vor-

behaltsgebiet und das nördlich gelegene Gebiet von Gemeinschaftlicher Bedeutung bzw. Na-

turschutzgebiet als Vorranggebiet Naturschutz und Landschaftspflege dar. 

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem RREP VP 

Nach Programmsatz 3.3.1(2) LEP M-V 2016 sollen die Ländlichen Räume so gesichert und 

weiterentwickelt werden, dass sie u. a.  

- einen attraktiven und eigenständigen Lebens- und Wirtschaftsraum bilden, 

- dass in regionaler kulturlandschaftlicher Differenzierung ausgeprägte kulturelle Erbe be-

wahren, 

- die Basis einer bodengebundenen Veredelungswirtschaft bilden. 
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In der Begründung hierzu heißt es, 

[...] kommt es darauf an, in Ländlichen Räumen nachhaltige Strukturen zu schaffen, mit denen 

dort, wo die wirtschaftlichen Verhältnisse absehbar schwieriger werden, regionale Wertschöp-

fung generiert werden kann.  

Neben traditionellen Erwerbsquellen (Handwerk, Land- und Forstwirtschaft etc.) kommt dabei 

dem Tourismus, zunehmend auch der Energieerzeugung, eine maßgebliche Rolle zu. Die in 

Deutschland eingeleitete Energiewende bietet die Chance, auch dort, wo es ansonsten nur ge-

ringe wirtschaftliche Entwicklungspotenziale gibt, am Wirtschaftskreislauf teilzunehmen. [...] 

Der vorliegende Bebauungsplan sichert die im Programmsatz 3.3.1(2) zusammengefassten 

raumordnerischen Zielstellungen gleichermaßen. Die Gemeinde Stolpe an der Peene geht da-

von aus, dass die mit der Umsetzung des Bebauungsplans eintretenden Entwicklungen Mo-

dellcharakter für die Stärkung des ländlichen Raumes in einer Strukturschwachen Region haben 

können. 

Erst die Kombination mit der Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie bildet die Basis 

einer bodengebundenen Veredelungswirtschaft ohne einen Flächenentzug für die Landwirt-

schaft. Die Belange der Landwirtschaft werden im Sinne der Festlegungen des Landesraument-

wicklungsprogramms und des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mittleres Mecklen-

burg/Rostock als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft im besonderen Maße berücksichtigt.   

Die erzeugte Energie soll im Sinne des Programmsatzes 5.3 (1) LEP M-V 2016 in das öffent-

liche Netz eingespeist werden und damit eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche Ener-

gieversorgung absichern.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt gemäß 4.5 (3) LEP M-V 2016 in einem Vorbe-

haltsgebiet Landwirtschaft.  

In diesem soll dem Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -

stätten ein besonderes Gewicht beigemessen werden. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei 

sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 

die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 

von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen. Gleichzeitig sollen landwirtschaft-

lich genutzte Flächen nur in einem notwendigen Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 S. 2 

BauGB). Diese Grundsätze sollen in die abwägende Entscheidung einbezogen werden.  

Durch die geplante Aufständerung der Module mittels Rammpfosten ist keine dauerhafte Ver-

siegelung des Bodens erforderlich. Gleichzeitig ermöglicht diese Bauweise eine landwirtschaft-

liche Doppelnutzung der einbezogenen Ackerflächen.  

Um das landwirtschaftliche Ertragsvermögen der einbezogenen Ackerflächen besser bewerten 

zu können, erfolgte eine Flächenanalyse unter Einbeziehung der amtlichen Ackerzahlen des 
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Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF). Die Bo-

denzahlen für Acker verdeutlichen die durch Bodenbeschaffenheit (Bodenarten, geologische 

Herkunft, Zustandsstufen) bedingten Ertragsunterschiede. Die Ackerzahlen werden durch Zu- 

oder Abschläge von der Bodenzahl nach dem Einfluss von Klima, Geländegestaltung unter an-

deren auf die Ertragsbedingungen ausgewiesen.  

Für den Geltungsbereich wurde ein gewichteter Mittelwert der Ackerzahlen von 40 ermittelt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abbildung 6: Karte der landwirtschaftlichen Ertragswerte des Planungsraumes und Berechnung des Mittelwertes 

Das vorliegende AGRI-PV-Projekt zeichnet sich insbesondere durch den Erhalt der einbezoge-

nen landwirtschaftlichen Produktionsflächen aus.  
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Der betreffende Landwirt partizipiert von einer flächensparenden Energieerzeugung und kann 

mit neuen Ansätzen des konventionellen oder ökologischen Landbaus im besonderen Maße 

zu einer Aufwertung des Planungsraumes bzw. zu einer Entlastung der angrenzenden hoch-

wertigen Biotopstrukturen beitragen. 

Allgemeine Untersuchungen liefern Hinweise, dass der pflanzenbauliche Ertrag der Fläche re-

lativ stabil bleiben wird. In trockenen und warmen Jahren wird die zusätzliche Beschattung zu 

einem veränderten Evapotranspirationsverhalten der Anbaukulturen führen und damit Mehr-

erträge generieren. 

Die Kombination der ackerbaulichen Bewirtschaftung im Vernehmen mit der Energieerzeu-

gung aus solarer Strahlungsenergie bildet die Basis einer bodengebundenen Veredelungswirt-

schaft ohne Flächenentzug für die Landwirtschaft.  

Die Belange der Landwirtschaft werden im Sinne der Festlegungen des Landesraumentwick-

lungsprogramms und des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Vorpommern als Vorbe-

haltsgebiet Landwirtschaft im besonderen Maße berücksichtigt. Der in Rede stehende Bebau-

ungsplan stellt in diesem Sinne sicher, dass eben kein landwirtschaftlicher Flächenentzug statt-

findet, sondern vielmehr der Landwirtschaft in seinen Diversifizierungsmöglichkeiten substan-

ziell Raum erhalten bleibt, auch wenn die Energieerzeugung als ergänzende Nutzung möglich 

ist. 

 

Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungsprogramm einer Ge-

meinde. Er bildet den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 

2 S. 1 BauGB bestimmt ist. Der Flächennutzungsplan dient als vorbereitender Bauleitplan. Er 

stellt die geplante Art der Bodennutzung des gesamten Gemeindegebietes in seinen Grund-

zügen dar. Die Gemeinde Stolpe an der Peene verfügt derzeit nicht über einen genehmigten 

und wirksamen Flächennutzungsplan.  

Demgegenüber erfordert die geordnete städtebauliche Entwicklung, dass für die o. g. Planung 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

geschaffen werden.  

Dies erfolgt durch einen vorzeitigen Bebauungsplan. Dieser kann aufgestellt werden, wenn 

dringende Gründe es erfordern und der geplanten städtebaulichen Entwicklung des Gemein-

degebietes nicht entgegenstehen. 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans dient unter anderem dazu, die Er-

richtung und den Betrieb von Energieerzeugungsanlagen auf der Basis solarer Strahlungsener-

gie planungsrechtlich zu ermöglichen.  
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Durch eine Verzögerung der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wäre die 

zeitnahe Verwirklichung der danach auch im öffentlichen Interesse der Gemeinde liegenden 

Investitionsentscheidung in Frage gestellt. Der Vorhabenträger hat deutlich gemacht, dass er 

auf eine zeitnahe Umsetzung der Planung angewiesen ist.  

Für die Bereitstellung einer Fläche für das sonstige Sondergebiet spricht zudem, dass hierfür 

auch unter übergeordneten Gesichtspunkten ein Bedarf besteht.  

Ausgangspunkt ist, dass Mecklenburg-Vorpommern einen essenziellen Beitrag zur Erfüllung 

des Zieles der gesamten Stromversorgung aus erneuerbaren Energien des Gesetzes für den 

Ausbau erneuerbarer Energien (2023) der Bundesregierung leisten will. Darauf hinarbeitend 

soll bis 2030 ein Anteil von mindestens 80 % erreicht werden.  

Um dieses Ziel im Jahr 2030 zu erreichen, ist die zügige Umsetzung von Investitionen erforder-

lich. Für die Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplanes spricht daher neben dem Bedarf an 

Standortflächen für Erneuerbare Energien im Gemeindegebiet, dass für den geplanten Solar-

park ein dringendes öffentliches Interesse besteht.  

Es sind also erhebliche Nachteile zu befürchten, würde die Gemeinde nicht nach Maßgabe von 

§ 8 Abs. 4 BauGB handeln. 

Der Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes stehen ferner auch keine anderweitigen 

Entwicklungsabsichten der Gemeinde Stolpe an der Peene entgegen.  

Die Rechtsprechung verlangt insoweit „eine gewisse Einbettung des vorzeitigen Bebauungs-

plans in die zum Zeitpunkt seiner Aufstellung vorhandenen Vorstellungen der Gemeinde von 

ihrer städtebaulichen Entwicklung“ (VGH München, U. v. 15.01.1997 – 26 N 96.2907 – juris, Rn. 

18). 

Dies ist vorliegend nicht zweifelhaft. Für das Plangebiet und seine Umgebung liegen keine 

konkreten Planungs- und Entwicklungsabsichten der Gemeinde Stolpe an der Peene vor, die 

einer Verwirklichung des auf dem Plangebiet beabsichtigten Vorhabens entgegenstünden.  

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB bestünde auch die Möglichkeit der Aufstellung eines selbst-

ständigen Bebauungsplans, der bereits vor der Aufstellung eines Flächennutzungsplans rechts-

kräftig werden kann.  

Auch hier ist ein wirksamer Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn der selbstständige 

Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung zu ordnen. Dieser setzt allerdings 

voraus, dass ein weiterer Koordinierungs- und Steuerungsbedarf über das Plangebiet des Be-

bauungsplans hinaus in der Gemeinde nicht besteht.  

Aufgrund der geringfügigen Plangebietsgröße im Verhältnis zur Gesamtgemeindefläche ist der 

vorliegende Bebauungsplan nicht in der Lage, den städtebaulichen bzw. planungsrechtlichen 

Koordinierungs- und Steuerungsbedarf der Gemeinde Stolpe an der Peene abzudecken. 

Die grundsätzliche Absicht der Gemeinde Stolpe an der Peene zur Aufstellung eines Flä-

chennutzungsplans bleibt davon unberührt.  
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4. Planungsinhalt 

4.1 Städtebauliches Konzept  

Das städtebauliche Konzept ist auf neue positive Ansätze für eine umwelt- und klimafreundli-

che Land- und Energiewirtschaft ausgelegt.  

Zielstellung der Gemeinde Stolpe an der Peene ist, eine agrarische Doppelnutzung neben der 

Energieerzeugung aus solarer Strahlungsenergie abzusichern. Vor dem Hintergrund, dass land-

wirtschaftlich genutzte Flächen entsprechend § 1 Abs. 2 Satz 2 BauGB nur in einem notwendi-

gen Umfang umgenutzt werden sollen, soll die bisherige landwirtschaftliche Nutzbarkeit der 

Fläche unter Berücksichtigung eines festgelegten Flächenverlusts erhalten bleiben. Für die 

sonstigen Sondergebiete beträgt der landwirtschaftlich nutzbare Flächenanteil mindestens 85 

% der festgesetzten Sondergebietsfläche.  

Weiterhin kann die Planung weitreichende Anforderungen des Boden- und Grundwasserschut-

zes erfüllen, denn im Vergleich zur bisherigen guten fachlichen Praxis der Landwirtschaft kön-

nen mit dem in Rede stehenden Vorhaben der AGRI-Photovoltaik auch neue ökologische An-

sätze einer naturverträglichen Landwirtschaft erforscht werden.  

Mögliche Beeinträchtigungen für den Boden-Wasser-Haushalt können unter anderem mit re-

duzierten Düngegaben minimiert werden. Es wird angenommen, dass durch die Verschattung 

der Module die Verdunstung reduziert und die Bodenfeuchtigkeit erhöht wird.  

Es wird davon ausgegangen, dass sich neue Lebensraumqualitäten ausbilden werden und die 

Biodiversität sich in Abhängigkeit des Nutzungsgrades entwickeln wird. Das Projekt kann also 

auch richtungsweisende Erkenntnisse zum Arteninventar von Brutvögeln, Amphibien, Reptilien, 

Kleinsäugern und Insekten in Abhängigkeit der Nutzungsintensität der Landwirtschaft gene-

rieren.  

Der Standort selbst zeichnet sich durch seine bestehende Vorprägung durch die angrenzende 

Bundesstraße B110 und die durch den Geltungsbereich verlaufende Ferngasleitung aus. Diese 

werden durch die Planung berücksichtigt und mit einem entsprechenden Abstand von Bebau-

ung freigehalten. Blick- und Sichtbeziehung zu der B110 werden zudem mit der Pflanzung von 

Sichtschutzhecken entlang der nördlichen Geltungsbereichsgrenze minimiert.  

Zu Gehölzflächen, Gewässern und weiteren gesetzlich geschützten Biotopen ist eine ausrei-

chend großer Abstand eingehalten, der von Bebauung freizuhalten ist. Ziel dieser Abstände ist 

der Schutzanspruch als Lebensraum einschließlich einer vorsorgenden Pufferzone für mögliche 

mittelbare anlage- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Vorhabens.   

Innerhalb des Planungsraums wird ein Rad- und Gehweg hergestellt, der zur Wiederherstellung 

historischer Feldwege dient. Dieser Weg soll beidseitig durch ein Feldgehölz ergänzt werden, 

welche als Sichtschutz gegenüber angrenzenden Nutzungen und zur ökologischen Aufwertung 

des Raumes beitragen. Die Pflanzungen fördern die Biotopvernetzung und leisten einen Bei-

trag zur Strukturvielfalt im Landschaftsbild. 
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4.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Gemeinde Stolpe an der Peene hat zur größtmöglichen Erhaltung der landwirtschaftlichen 

Produktionsgrundlage im Gemeindegebiet in Abhängigkeit des landwirtschaftlichen Ertrags-

vermögens und unter Einbeziehung des Entwurfes der DIN SPEC 91434:2021-05 ein für Agri-

PV-Anlagen spezifiziertes Nutzungskonzept festgelegt. 

Art der baulichen Nutzung – Sonstiges Sondergebiet (SO AGRI-PV) 

Beschreibung der geplanten Agri-PV-Anlage: 

Für die geplante AGRI-PV-Anlage der Kategorie II (bodennahe Aufständerung) mit der Nutzung 

einjähriger und überjähriger Kulturen (2B) nach Tabelle 1 der DIN SPEC 91434:2021-05 werden 

zur Überschirmung der landwirtschaftlichen Nutzflächen linienförmig aneinandergereihte Mo-

dultische verwendet, deren Horizontalachse in Nord-Süd-Ausrichtung angeordnet werden. 

Die geplanten Modultischunterkonstruktionen werden als beweglicher Gestellrahmen auf 

Leichtmetall-Rammpfosten errichtet. Innerhalb einer Modultischreihe werden diese Pfosten 

einreihig in den unbefestigten Untergrund gerammt. Der Reihenabstand zwischen den Pfosten 

darf einen Mindestabstand von 9,50 m nicht unterschreiten. Durch die gewählte Gründungs-

variante ist eine nachhaltige Versiegelung des Bodens nicht notwendig. 

Durch das zur Anwendung kommende einachsige Nachführsystem (Horizontaltracker) werden 

die damit beweglichen Modultische im Regelbetrieb dazu genutzt, dem Sonnenstand zu fol-

gen und damit den Stromertrag zu optimieren. Zur Ermittlung der idealen Ausrichtung nutzt 

das System Lichtsensoren sowie jahres- und tageszeitabhängige Softwaresteuerungen. Die 

Modultische verfügen im Regelbetrieb über einen Neigungswinkel von 82° (+/- 41⁰).  

Es werden bifaziale Module zum Einsatz kommen, welche die direkte und indirekte Sonnen-

strahlung sowohl auf der Modulvorder- als auch der Modulrückseite in elektrische Energie 

umwandeln können. Die Modulnennleistung wird sich vorrausichtlich auf 635 Wp belaufen. 

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an die String-

wechselrichter angeschlossen werden. 

Die Beweglichkeit der Modultische und der große Abstand zwischen den Modulachsen von 

mindestens 9,5 m ermöglichen die landwirtschaftliche Bewirtschaftung der Fläche, indem die 

Module während der Feldbearbeitung maximal geneigt werden. In dieser fast vertikalen Aus-

richtung ermöglicht der Platz zwischen den Modulreihen eine beinahe beeinträchtigungsfreie 

Bewirtschaftungsbreite von etwa neun Metern.  

Die mit herkömmlichen Arbeitsgeräten landwirtschaftlich nicht nutzbare Fläche beschränkt 

sich auf den Bereich der Aufständerung. Der nachfolgende Systemschnitt des Vorhabenträgers 

zeigt die mögliche Modulneigung im Regelbetrieb der Solarenergieerzeugung.  
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Die geplante DC-Gesamtleistung wird etwa 86,6 MWp betragen. 

Nach Fertigstellung der AGRI-PV-Anlage erfolgt voraussichtlich die Einzäunung mit 

Übersteigschutz in Höhen bis maximal 3 m. 

Die für den Betrieb der Solarenergieerzeugung erforderlichen Nebenanlagen umfassen dar-

über hinaus Trafostationen, Anlagen für die Energiespeicherung und –verarbeitung, Wechsel-

richterstationen, unterirdische Verkabelungen, Wartungsflächen und Fahrwege.  

Die Anforderungen an die technische Ausführung und die landwirtschaftliche Nutzbarkeit der 

Fläche sind in Abschnitt 4.6 „Anforderungen an die DIN SPEC 91434“ detailliert beschrieben.  

Dieser Abschnitt enthält die maßgeblichen Vorgaben zur Systemkategorie, Aufständerung, Flä-

chenbewirtschaftung sowie zur Sicherstellung der reversiblen Nutzung gemäß DIN SPEC 

91434:2021-05.  

 

Sonstiges Sondergebiet „Energiespeicherung und Verarbeitung“ 

 

Art der baulichen Nutzung  

Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes „Energiespeicherung und Verarbeitung“ 

(SO ESV) am nordwestlichen Rand des Planungsraumes ist ein Batteriespeichersystem in Form 

von Batterie-Containern geplant. Als zulässige Anlagen zählen Batteriespeicher sowie alle dazu 

erforderlichen Nebenanlagen wie Flächenbefestigungen, Fahrwege, Wechselrichter, Transfor-

matoren, Umspannstationen, Löschwassereinrichtungen und Einfriedungen. 

Das im sonstigen Sondergebiet „Energiespeicherung und Verarbeitung“ geplante Batteriespei-

chersystem besteht aus einzelnen Batterie-Containern (6,0 m breit x 2,4 m tief x 2,9 m hoch). 
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Maß der baulichen Nutzung 

Um eine möglichst effiziente und netzverträgliche (Zwischen-)Speicherung von Energie ermög-

lichen zu können, wird hier eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. 

Durch die geplanten Anlagen ist eine Höhe von maximal 5 m über der Geländeoberfläche nicht 

zu überschreiten. Dabei dient vorliegend auf Grund der vorhandenen Höhendifferenzen das 

anstehende Gelände als unterer Bezugspunkt.  

Dieses wird durch die in der Planzeichnung Teil A in Meter über NHN im Bezugssystem DHHN 

2016 dargestellten Höhen festgesetzt. Die Höhenbeschränkung gilt nicht für technische Auf-

bauten. 

Technische Aufbauten sind auf und/oder an den baulichen Anlagen angebrachte technische 

Geräte, wie Schutz-, Sicherheits- und Überwachungseinrichtungen. Solche technischen Auf-

bauten sind baulich und optisch kaum wahrnehmbar, benötigen aber typischerweise eine hö-

here Anbringung. 

Einfriedung sind bis zu einer Höhe von 3,00 m auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-

flächen zulässig. 

Flächenbilanz 

 

Verfahrensrechtliche Besonderheiten  

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die Möglichkeit gemäß § 12 

Abs. 3a BauGB genutzt werden, eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festzusetzen. 

Unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB gilt in diesem Zusammenhang, dass im Rahmen der 

festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungs-ver-

trags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig. 

Entsprechend umfangreich und detailliert fällt die Vorhabenbeschreibung des Vorhaben- und 

Erschließungsplans aus. Dieser wird mit dem Satzungsbeschluss der Gemeinde zu einem un-

trennbaren Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

 

Geltungsbereich 1.064.419 m² 

Sonstiges Sondergebiet SO AGRI-PV 999.762 m² 

Sonstiges Sondergebiet SO ESV 8.832 m² 

Festgesetzte Verkehrsflächen 512 m² 

Fläche (A) – Erhaltung Grünland mit Gehölzen 31.844 m² 

Fläche (B) – Entwicklung Sichtschutzhecke 13.014 m² 

Fläche (C) - Entwicklung Feldgehölz 4.421 m² 

Fläche (D) – Entwicklung Feldhecke 3.610 m² 

Rad- und Gehweg 2.421 m² 
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Weitere Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung betreffen vorwiegend die Höhen-

entwicklung. Weil die Modultische dem Sonnenstand nachgeführt werden, variiert die absolute 

Höhe der Module im Tagesverlauf. Eine maximale Höhe baulicher Anlagen ist in Abhängigkeit 

von technischen Parametern (Neigungswinkel, Modulbreite, Rammpfahlhöhe und Montage-

höhe) aktuell schwer bestimmbar.  

Allerdings lässt sich die lichte Höhe der Modultische in der Horizontalstellung im Sinne der 

landschaftsästhetischen Wirkungen und der damit verbundenen Wahrnehmbarkeit im Sinne 

des Landschaftsbildes sehr gut begrenzen. Vorliegend soll dabei eine lichte Modultischhöhe 

von 2,40 m nicht überschritten werden.    

Überbaubare Grundstücksflächen 

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil der Grundstücke 

festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nutzung realisiert werden darf. Dabei 

wurden bereits Abstände zu Leitungen, der Bundesstraße eingehalten. 

Zäune werden im Regelfall durch Versicherer der Agri-PV-Anlagen als Einfriedung gegen Dieb-

stahl in unterschiedlicher Ausbildung und Höhe gefordert. Entsprechend ist eine Anordnung 

auch außerhalb der Baugrenze erforderlich.  

Folgende Festsetzungen werden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „AGRI-PV“ dient gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO der Errichtung 

und dem Betrieb einer Agri-PV-Anlage gemäß der DIN SPEC 91434:2021-05 mit bo-

dennaher Aufständerung und der landwirtschaftlichen Nutzung einjähriger und über-

jähriger Kulturen. Zulässig sind linienförmig aneinandergereihte, auf Metall-Rammpfos-

ten gegründete und dem Sonnenstand nachführbare Modultische mit einem bewegli-

chen Gestell-Rahmen als einachsiges Nachführsystem (Horizontaltracker). Zulässig sind 

darüber hinaus die für die Agri-PV-Anlage erforderlichen Nebenanlagen, wie geschot-

terte Fahrwege, Trafostationen, Anlagen für die Energiespeicherung und -verarbeitung, 

Wechselrichter, Einfriedungen und Löschwassereinrichtungen. Der Reihenabstand zwi-

schen den Metall-Rammpfosten darf einen Abstand von 9,5 m nicht unterschreiten. Der 

Anteil der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche innerhalb des sonstigen Sondergebietes 

„Agri-PV“ darf ausgehend von der festgesetzten Sondergebietsfläche einen Flächenan-

teil von 85 % nicht unterschreiten.  

2. Das sonstige Sondergebiet „Energiespeicherung und Verarbeitung“ (SO ESV) dient ge-

mäß § 11 Abs. 2 BauNVO der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen zur Energiespei-

cherung und Verarbeitung. Zulässig sind Batteriespeicher sowie alle dazu erforderlichen 

Nebenanlagen wie Flächenbefestigungen, Fahrwege, Wechselrichter, Transformatoren, 

Umspann- und Trafostationen, Löschwassereinrichtungen und Einfriedungen. Für bau-

liche Anlagen innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Energiespeicherung und Verar-

beitung“ darf eine zulässige Höhe von 5,0 m nicht überschritten werden. Als unterer 

Höhenbezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über NHN des amtlichen 

Höhenbezugssystems DHHN 2016. Die Höhenbeschränkung gilt nicht für technische 
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Aufbauten. Sofern der Netzbetreiber für den geplanten Batteriespeicher keine Netz-

Bezugsleistung zuordnet, ist als Folgenutzung die Errichtung und der Betrieb einer Agri-

PV-Anlage gemäß der DIN SPEC 91434:2021-05 mit bodennaher Aufständerung und 

der landwirtschaftlichen Nutzung einjähriger und überjähriger Kulturen zulässig. 

3. Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB im Vernehmen mit § 12 Abs. 3a BauGB sind nur solche Vorha-

ben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag 

verpflichtet. 

4. Innerhalb des festgesetzten sonstigen Sondergebietes „AGRI-PV“ dürfen die nachführ-

baren Modultische in der Horizontalausrichtung (Modulneigung=0°) eine lichte Höhe 

von 2,40 m nicht überschreiten. Als unterer Höhenbezugspunkt gilt das anstehende 

Gelände in Metern über NHN des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016.  

5. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet                                     

„AGRI-PV“ auf 0,4 begrenzt. Abweichend von § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die zulässige 

Grundflächenzahl nicht überschritten werden. 

6. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Energiespeicherung 

und Verarbeitung“ (ESV) auf 0,80 begrenzt.  

7. Innerhalb der festgesetzten sonstigen Sondergebiete „Agri-PV“ und „Energiespeiche-

rung und Verarbeitung“ sind Zaunanlagen als Einfriedung bis zu einer Höhe von 3,00 

m auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

4.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über § 9 Abs. 2 Satz 

1 Nr. 2 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen bzw. Flächen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festzusetzen. Das Planungs-

konzept sieht die vollständige Erhaltung hochwertiger Biotopstrukturen sowie die Entwicklung 

neuer Gehölzstrukturen vor.  

Die mit „A“ gekennzeichneten Flächen umfassen ein strukturreiches Dauergrünland mit an-

grenzenden Gehölzbeständen, die als landschaftsraumtypischer Randstreifen zwischen Acker 

und Grünland ausgebildet sind. 

Hintergrund der Festsetzung ist die dauerhafte Sicherung und Pflege dieser ökologisch wert-

vollen Grünstruktur, die sowohl als Lebensraum für verschiedene Tierarten dient als auch zur 

Gliederung und ökologischen Aufwertung des Landschaftsbildes beiträgt. Die Gehölze über-

nehmen dabei eine wichtige Funktion als Brut- und Rückzugsraum für Vögel, Kleinsäuger und 

Insekten. Das Dauergrünland stellt einen artenreichen Offenlandlebensraum dar, dessen Erhalt 

zur Förderung der Biodiversität beiträgt. 
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Die Fläche steht in einem funktionalen Zusammenhang mit dem geplanten Geh- und Radweg, 

der unmittelbar an die „A“-Fläche anbindet. Durch diese Lage entsteht ein wertvoller Über-

gangsbereich zwischen Infrastruktur und Naturraum, der sowohl landschaftsbildlich als auch 

ökologisch von Bedeutung ist. Die Gehölzbestände entlang des Weges übernehmen eine Sicht-

schutzfunktion und tragen zur Einbindung des Weges in das Landschaftsgefüge bei. Gleichzei-

tig wird durch die Nähe zur Erholungsinfrastruktur eine niederschwellige Naturerfahrung für 

die Bevölkerung ermöglicht, was den Erholungswert des Gebietes erhöht. 

Die Festsetzung erfolgt unabhängig von einer naturschutzrechtlichen Ausgleichsverpflichtung, 

ist jedoch städtebaulich gerechtfertigt durch die Integration des Geh- und Radwegs sowie die 

funktionale Verbindung zur angrenzenden Bebauung und Infrastruktur. Sie dient der Aufwer-

tung des Ortsrandes und der Vermeidung von Nutzungskonflikten zwischen Landwirtschaft 

und Erholung. 

Die mit „B“ gekennzeichnete Fläche wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Fläche zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt und dient der 

Entwicklung einer Sichtschutzhecke. Diese Maßnahme verfolgt mehrere Ziele: 

• Städtebauliche Funktion: Die Hecke dient der Abschirmung sensibler Nutzungen (z. B. 

Verkehrsflächen, technische Infrastruktur) und trägt zur Gliederung des Übergangs zwi-

schen Siedlungs- und Landschaftsraum bei. 

• Landschaftsbild: Sie verbessert die visuelle Einbindung des Vorhabens in die Umgebung 

und reduziert negative Wirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild. 

• Ökologische Funktion: Die Hecke bietet Lebensraum für Vögel, Insekten und Kleinsäu-

ger und unterstützt die Biotopvernetzung. 

Die Pflanzung erfolgt mit standortgerechten und strukturreichen Gehölzen. 

Die mit „C“ gekennzeichnete Fläche wird ebenfalls gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Fläche 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt und 

dient der Entwicklung eines Feldgehölzes. 

• Naturschutzfachlich: Feldgehölze sind strukturreiche Gehölzbereiche mit hoher ökolo-

gischer Bedeutung. Sie bieten Nahrung, Deckung und Fortpflanzungsräume für zahl-

reiche Arten und gelten als besonders wertvolle Elemente im Biotopverbund. 

• Landschaftsökologisch: Die Maßnahme trägt zur Wiederherstellung historischer Land-

schaftsstrukturen bei und stärkt die landschaftliche Eigenart. 

• Städtebaulich: Das Feldgehölz gliedert den Übergang zwischen Nutzungen und kann 

als Pufferzone gegenüber angrenzenden Flächen dienen. 

Die mit „D“ festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft dient der Sicherung und Entwicklung einer standortgerechten Feldhecke. Die 

Festsetzung erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung 

mit § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie den Zielen des Naturschutzrechts, insbesondere des § 1 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG). 
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Mit der Entwicklung einer Feldhecke wird ein strukturreicher Landschaftsbestandteil geschaf-

fen, der zur Gliederung des Landschaftsraums beiträgt und die Leistungs- und Funktionsfähig-

keit des Naturhaushalts nachhaltig stärkt. Feldhecken übernehmen vielfältige ökologische 

Funktionen, insbesondere als Lebensraum, Nahrungsquelle und Vernetzungselement für Tier- 

und Pflanzenarten. Sie tragen zur Erhöhung der Biodiversität bei und verbessern den Bio-

topverbund im Sinne von § 21 BNatSchG. 

Darüber hinaus leisten Feldhecken einen wichtigen Beitrag zum Bodenschutz, indem sie Wind- 

und Wassererosion vermindern und die Bodenfruchtbarkeit langfristig sichern. Gleichzeitig wir-

ken sie kleinklimatisch ausgleichend, fördern die Wasserrückhaltung und tragen zur landschaft-

lichen Einbindung angrenzender Nutzungen bei. Damit erfüllen sie zentrale Anforderungen an 

eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gemäß § 1 Abs. 5 BauGB. 

Die dazu formulierten Festsetzung bezüglich der Maßnahmen „C“ und „D“ enthalten aufgrund 

des fehlenden bodenrechtlichen Bezuges keine Festlegungen zur Erreichung des festgelegten 

Entwicklungsziels. Diese wird in der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung näher erläutert und 

die für den Vorhabenträger verpflichtende Sicherung der Maßnahme erfolgt innerhalb des 

Durchführungsvertrages.  

Hierzu heißt es im § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB, dass anstelle von planerischen Darstellungen und 

Festsetzungen im Sinne des § 1 a Abs. 3 S. 2 und 3 BauGB auch vertragliche Vereinbarungen 

gem. § 11 getroffen werden können. 

In § 11 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB ist ausdrücklich bestimmt, dass Gegenstand eines städtebauli-

chen Vertrages auch die Durchführung des Ausgleiches i.S.d. § 1a Abs. 3 BauGB sein kann.  Der 

Durchführungsvertrag als Sonderform des städtebaulichen Vertrages für vorhabenbezogene 

Bebauungspläne setzt insoweit keine bauplanungsrechtlichen Festsetzungen voraus, er macht 

sie entbehrlich.  

Die Gemeinde muss durch die vertragliche Regelung sicherstellen, dass der tatsächliche Erfolg 

der Kompensation hierdurch ebenso sichergestellt wird, wie durch eine ansonsten bauplaneri-

sche Festsetzung. Der Vertrag muss zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses vorliegen.  

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Die mit „A“ festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft ist als Grünland mit Gehölzsaum zu erhalten. 

2. Die mit „B“ festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft ist als Sichtschutzhecke zu entwickeln. 

3. Die mit „C“ festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft ist als Feldgehölz zu entwickeln. 

4. Die mit „D“ festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft ist als Feldhecke zu entwickeln. 

 

4.4 Örtliche Bauvorschriften 
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Die Gemeinden und Städte haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvorschriften“ er-

lassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege tätig zu werden. Die 

Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Absatz 3 der Landesbauordnung M-V 

gegeben. 

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind keine örtlichen Bauvorschrif-

ten erforderlich. 

 

4.5 Verkehrliche Erschließung 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange wurde die ursprünglich vorgesehene Zufahrt an die Bundesstraße B 110 überprüft und 

auf Grundlage der Stellungnahme des Straßenbauamtes Neustrelitz angepasst. Im Bereich der 

zunächst vorgesehenen Zufahrt ist die Sicht nach Westen (links) aufgrund der vorhandenen 

Alleebäume eingeschränkt. Dies kann zu nachteiligen Sichtverhältnissen für ein- und ausfah-

rende Fahrzeuge führen.  

Vor diesem Hintergrund wurde die Erschließung des Geltungsbereiches auf eine alternative, 

ebenfalls bereits bestehende Zufahrt an der Bundesstraße B 110 bei km 4,584 verlagert. Diese 

Zufahrt liegt rund 1,6 km westlich der ursprünglich vorgesehenen Anbindung, ebenfalls inner-

halb des Geltungsbereiches, und weist deutlich bessere Sichtverhältnisse auf. Durch die Nut-

zung dieser Zufahrt wird den Belangen der Verkehrssicherheit in besonderem Maße Rechnung 

getragen.  

Die Anpassung der Zufahrt erfolgt somit aus verkehrsfachlichen Gründen und dient der Ver-

meidung von Gefährdungen des fließenden Verkehrs auf der Bundesstraße B 110. Die äußere 

verkehrliche Erschließung des Vorhabens ist damit weiterhin über bestehende Infrastrukturen 

gesichert, ohne dass zusätzliche Eingriffe in das übergeordnete Straßennetz erforderlich wer-

den 

Die innere Erschließung des Planungsraumes erfolgt ausschließlich vorhabenbezogen und 

dient der Errichtung, dem Betrieb sowie der landwirtschaftlichen Nutzung der Agri-Photovol-

taikanlage. Hierzu ist die Anlage teilversiegelter Betriebs- und Wartungswege vorgesehen. 

Diese Wege werden auf das funktional erforderliche Maß begrenzt und in einer wasserdurch-

lässigen Bauweise ausgeführt, um zusätzliche Bodenversiegelungen zu minimieren.  

Die Erschließung der einzelnen Baufelder erfolgt ausgehend von einer bestehenden Zufahrt. 

Die Wegeführung orientiert sich an der Anordnung der Modultischreihen sowie an den Erfor-

dernissen der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung, insbesondere an Wendekorridoren und 

Vorgewendeflächen für landwirtschaftliche Maschinen. Eine dauerhafte Einschränkung der 

landwirtschaftlichen Nutzung ist hiermit nicht verbunden. 

Im Planungsraum ist zudem ein Rad- und Gehweg vorgesehen, der von einer bestehenden 

Zufahrt ausgehend in südlicher Richtung verläuft.  
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Dieser dient der Wiederherstellung einer historischen Wegeverbindung und ist Bestandteil des 

städtebaulichen und landschaftsplanerischen Gesamtkonzeptes. Die konkrete Ausgestaltung 

sowie die verkehrssichere Anbindung an die Bundesstraße B 110 sind im weiteren Verfahren 

mit den zuständigen Straßenbaulastträgern abzustimmen. 

Die Bundesstraße B 110 unterliegt als Bundesfernstraße den Regelungen des Bundesfernstra-

ßengesetzes. Hochbauten sind innerhalb eines Abstandes von 20 m, gemessen ab dem äußeren 

Rand der Fahrbahn, unzulässig. Dieser Abstand wird im Bebauungsplan durch die Festsetzung 

einer Baugrenze mit einem Abstand von 30 m zur Fahrbahn eingehalten. 

Zufahrten zu Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung bestimmten Teile der Ortsdurch-

fahrten gelten gemäß § 8a i. V. m. § 8 Bundesfernstraßengesetz als Sondernutzung, sofern sie 

neu angelegt, geändert oder für einen erheblich größeren oder andersartigen Verkehr genutzt 

werden. Etwaige erforderliche Genehmigungen sowie notwendige Anpassungen im Anbinde-

bereich an die Bundesstraße sind vor Umsetzung des Vorhabens im Detail mit dem zuständi-

gen Straßenbaulastträger und der zuständigen Straßenmeisterei abzustimmen.  

 
Abbildung 7: vorhandene Einfahrt in den Planungsraum, Google Streetview 

 

4.6 Anforderungen an die DIN SPEC 91434 

Gemäß der DIN SPEC 91434:2021-05 muss für das jeweilige Vorhaben während der Planung 

der Anlage ein Konzept zur landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche ausgearbeitet werden, um 

eine Nutzung der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche nach Installation der Agri-PV-Anlage si-

cherstellen zu können. 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf ein Agri-PV-Vorhaben der Kategorie 2B, 

bei dem eine bodennahe Aufständerung mit Nutzung durch einjährige und überjährige Kultu-

ren vorgesehen ist. 
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Aufständerung  

Die Kategorie 2B beschreibt Agri-PV-Anlagen mit bodennaher Aufständerung, die für die Nut-

zung mit einjährigen und überjährigen Kulturen vorgesehen sind. Die landwirtschaftliche 

Hauptnutzung muss dabei dauerhaft sichergestellt sein. Die Module werden bodennah instal-

liert, z. B. auf einem oder zwei Pfosten. Zwischen den Modulreihen ist eine ausreichende Bear-

beitbarkeit für landwirtschaftliche Maschinen zu gewährleisten. 

Die DIN SPEC 91434:2021-05 legt technische und planerische Anforderungen für Agri-Photo-

voltaikanlagen (Agri-PV) fest, insbesondere für die Kategorien und Varianten der Systeme. Für 

Kategorie 2, Variante 2 – Trackersysteme mit einachsiger Nachführung – gelten folgende Defi-

nitionen: 

• h₁ = lichte Höhe der Modulunterkante 

Mindesthöhe unterhalb der Module, die für landwirtschaftliche Nutzung (z. B. Maschi-

nen, Tierhaltung) freigehalten werden muss. 

• h₂ = lichte Höhe der Moduloberkante 

Maximale Höhe der Konstruktion im Betriebszustand (bei horizontaler Modulstellung). 

Beide Höhen werden ab Geländeoberkante gemessen und beziehen sich auf das amtliche Hö-

henbezugssystem (DHHN 2016). 

Für eine Bewirtschaftung unter den Modulen ist eine lichte Höhe h₂ über 2,10 m erforderlich. 

Die lichte Höhe h₁ kann bei bodennaher Aufständerung deutlich geringer ausfallen. 

Die nachstehende Abbildung zeigt schematisch das geplante System. 
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Abbildung 8: Darstellung der Systeme der Kategorie 2 (gewähltes System hier grün markiert) 

 

Die geplante Agri-PV-Anlage ist durch in Nord-Süd-Ausrichtung angeordnete Modulreihen 

gekennzeichnet. Die Aufständerung sowie die Beweglichkeit der Modultische sollen trotz ho-

hem landwirtschaftlichem Nutzungsgrad eine maximale Effizienz der Energieerzeugung er-

möglichen. 

Die Module werden auf einem einachsigen Trackersystem montiert. Die lichte Höhe h₁ beträgt 

0,83 m, die lichte Höhe h₂ beträgt 2,40 m.  

Der Vorhabenträger sieht einen Reihenabstand von mindestens 9,50 m vor, um eine Bewirt-

schaftung auch unterhalb der überstandenen Modulflächen zu ermöglichen. Im normalen Be-

triebsmodus werden die Solarmodule stufenlos über einen Motor am Reihenende dem Son-

nenstand nachgeführt. 

Während der landwirtschaftlichen Bearbeitung können die Module in eine Stellung von bis zu 

60° Neigung gebracht werden. Dadurch wird die darunterliegende Fläche teilweise überdacht, 

bleibt jedoch grundsätzlich nutzbar. 
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Abbildung 9: Schnittdarstellung des geplanten Systems 
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Flächenverlust 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich innerhalb des Durchführungsvertrages im Sinne der DIN 

SPEC 91434:2021-05 zur Errichtung einer Agri-PV-Anlage der Kategorie II. 

Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche durch Aufbauten und Unterkonstruktionen 

darf ausgehend von der festgesetzten Sondergebietsfläche höchstens 15 % betragen. Zulässig 

ist eine bodennahe Aufständerung mit einer Bewirtschaftung zwischen den Agri-PV-Anlagen-

reihen durch einjährige oder überjährige Kulturen (Ackerkulturen, Gemüsekulturen, Wechsel-

grünland, Ackerfutter). 

  

Abbildung 10: Darstellung von verschiedenen AGRI-PV-Anlagen von oben; DIN SPEC 91434:2021-05 
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Mit einem geplanten Sicherheitsabstand von 30 cm beidseitig ergibt sich eine Bearbeitungs-

breite von 9,0 m. Somit beträgt im Bereich der Modultische die landwirtschaftlich nutzbare 

Fläche 95 %. Darüber hinaus wird ein mindestens 15 m breiter Wendekorridor (Vorgewende) 

für die landwirtschaftlichen Maschinen vollständig landwirtschaftlich genutzt.  

Ausgehend von einer festgesetzten Fläche des sonstigen Sondergebietes von 999.762 m² müs-

sen mindestens 85 %, also 849.797 m² weiterhin landwirtschaftlich nutzbar bleiben. 

Basis für die Bestimmung der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche ist Bild 2 der DIN SPEC 

91434:2021-05 (Ansicht verschiedener Agri-PV-Anlagen von oben) sowie Bild 4 (Darstellung zu 

Kategorie II, Variante 2). 

Der Abstand AL ergibt sich aus den Vorgaben des Vorhabenträgers zum Reihenabstand und 

der gewählten Sicherheitsbereichen zu den Rammpfosten von jeweils 0,3 m pro Seite. 

AL = 9,00 m 

Aus dem Produkt der Gesamtreihenlänge der Agri-PV-Anlagenreihen von 79.100 m und der 

berechneten Größe AN = 0,6 m ergibt sich eine landwirtschaftlich nicht nutzbare Fläche von 

47.460 m². 

19.185 m² werden für Fahrwege und 1.235 m² für Nebenanlagen (Trafostationen, Container) in 

Anspruch genommen und stehen damit ebenfalls nicht für eine landwirtschaftliche Nutzung 

zur Verfügung. 

Nachweis: Resultierend verbleibt ausgehend von der festgesetzten Sondergebietsfläche mit 

999.762 m² ein Flächenanteil von 932.142 m² bzw. 93 % für die landwirtschaftliche Nutzung. 

Die nachstehende Abbildung zeigt zur besseren Verdeutlichung der Größen AN und AL ein Bei-

spiel einer Agri-PV-Anlage mit nachgeführten Horizontaltrackern in der Gemeinde Tützpatz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bearbeitbarkeit 

AL 

AN AN 

Abbildung 11:  Beispiel einer Agri-PV-Anlage mit nachgeführten Horizontaltrackern in der Gemeinde Tützpatz, Vorhaben-
träger Vattenfall, Vorhabenstandort Tützpatz, Foto: Leddermann – Mai 2025 
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Die Fläche muss mit landwirtschaftlichen Maschinen vollständig bearbeitbar sein. Dies umfasst 

auch die Berücksichtigung von Vorgewendeflächen und Wendekorridoren. 

Die Bearbeitung erfolgt mit einem Grünlandstriegel mit einer Arbeitsbreite von 9 m und einer 

Drillmaschine mit einer Breite von 3 m. 

Das Vorgewende muss so bemessen sein, dass der Grünlandstriegel mit einer Arbeitsbreite von 

9 m sicher wenden kann, ohne die angrenzenden Strukturen zu beeinträchtigen.  

Die erforderliche Breite des Vorgewendes ergibt sich aus dem Wendekreis des Traktors, der 

halben Arbeitsbreite des Geräts sowie einem zusätzlichen Sicherheitszuschlag. Für einen typi-

schen Traktor mit einem Wendekreis von etwa 5,5 m und einem Grünlandstriegel mit 9 m Ar-

beitsbreite ergibt sich folgende Berechnung: 5,5 m Wendekreis plus 4,5 m halbe Arbeitsbreite 

sowie ein Sicherheitszuschlag von 1 bis 2 m. Daraus resultiert eine empfohlene Vorgewende-

breite von etwa 10 bis 12 m. Dies wurde in der vorliegenden Planung berücksichtigt. 

Lichtverfügbarkeit und –homogenität 

Die Kombination aus bifazialen PV-Modulen und nachgeführten Trackersystemen verbessert 

die Lichtverteilung unter den Modulen deutlich. Bifaziale Module nutzen einfallendes Licht so-

wohl auf der Vorder- als auch auf der Rückseite. Dadurch steigt die Energieausbeute und die 

Lichtreflexion in die Umgebung wird reduziert, da die Rückseite das Licht diffus in die Solarzelle 

zurückführt. Dies minimiert die Blendwirkung und sorgt für eine gleichmäßigere Lichtverteilung 

im Unterbereich. 

Die dynamische Bewegung der Tracker bewirkt eine wechselnde Beschattung, die sich über 

den Tagesverlauf ausgleicht. In Verbindung mit der bifazialen Technologie entstehen keine 

dauerhaft stark abgeschatteten Zonen, sondern eine mosaikartige Struktur mit variierenden 

Lichtintensitäten. Diese Struktur kann die Biodiversität fördern, da unterschiedliche Mikrohabi-

tate entstehen, die von verschiedenen Pflanzen- und Tierarten genutzt werden. 

Für die geplante Kultur „Ackergras“ ergeben sich folgende Vorteile: 

• Gleichmäßige Biomasseproduktion: Die Kombination aus reduzierter Verdunstung und 

variabler Lichtverfügbarkeit unterstützt eine stabile Entwicklung. 

• Geringere Hitzebelastung: Die Module erwärmen sich nicht übermäßig; Temperaturen 

bleiben überwiegend unter 38 °C, sodass keine negativen Effekte auf Vegetation oder 

Insekten zu erwarten sind. 

• Flexible Bewirtschaftung: Anpassungen bei Saatdichte und Kulturwahl ermöglichen eine 

optimale Nutzung der dynamischen Lichtverteilung und der bifazialen Module. 

Die geplante Kultur ist schattentolerant und profitiert von der reduzierten Verdunstung unter 

den Modulen. Die wechselnde Beschattung verhindert dauerhafte Schattenstreifen und unter-

stützt eine gleichmäßige Biomasseproduktion – ein Vorteil für die vorgesehene Beweidung. 

Durch gezielte Anpassungen in der Bewirtschaftung (z. B. Saatdichte) lassen sich die positiven 

Effekte zusätzlich verstärken. 
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Wasserverfügbarkeit 

Die Agri-PV-Anlage verfügt über schwenkbare Tracker-Module mit einem Reihenabstand von 

über 9 m. Diese Bauweise beeinflusst die Wasserbilanz positiv: 

• Reduzierte Verdunstung: Durch die zeitweise Beschattung wird die direkte Sonnenein-

strahlung auf den Boden verringert, was die Verdunstung reduziert und die Boden-

feuchte stabilisiert. 

• Gleichmäßige Niederschlagsverteilung: Ein konstruktiver Spalt von ca. 2 cm zwischen 

den Modulreihen ermöglicht eine gleichmäßigere Verteilung des Regenwassers und 

mindert Abflusserosion. 

• Tauwasserbildung: Die Moduloberflächen begünstigen die Bildung von Tau, der in den 

Morgenstunden auf die Vegetation gelangt und die Wasserversorgung unterstützt. 

• Flexibilität bei Niederschlag: Die Tracker können bei Regen in eine senkrechte Position 

geschwenkt werden, sodass Niederschläge ungehindert auf die Fläche gelangen. 

Für die geplante Kultur (Ackergras) ist eine jährliche Wassermenge von ca. 650 mm erforderlich. 

Diese Anforderung wird durch die Kombination aus natürlichem Niederschlag, reduzierter Ver-

dunstung und optimierter Regenverteilung erfüllt. Die rotierende Brache trägt zusätzlich zur 

Regeneration der Bodenstruktur und zur Verbesserung der Wasserspeicherfähigkeit bei. Ins-

gesamt ist die Wasserversorgung unter den gegebenen Bedingungen als gesichert einzustu-

fen. 

Bodenerosion 

Die Errichtung und der Betrieb der Agri-PV-Anlage können potenziell die Gefahr von Bodene-

rosion und Oberbodenverschlämmung beeinflussen. Durch die schwenkbaren Tracker-Module 

ergeben sich jedoch überwiegend mindernde Effekte: 

• Reduzierte Windlast: Die Modulreihen brechen den Wind, wodurch die Gefahr der Win-

derosion unter den Modulen deutlich sinkt. 

• Gleichmäßige Regenverteilung: Ein konstruktiver Spalt von ca. 2 cm zwischen den Mo-

dulreihen ermöglicht eine gleichmäßigere Verteilung des Niederschlags und mindert 

Abflusserosion. 

• Vegetationsbedeckung: Die geplante Nutzung mit Ackergras und Klee sowie die ganz-

jährige Beweidung sorgen für eine geschlossene Pflanzendecke. Diese reduziert die Ge-

fahr von Oberbodenverschlämmung und stabilisiert die Bodenstruktur. 

• Rotierende Brache: Die jährliche Stilllegung von ca. 18 ha fördert die Regeneration des 

Bodens und trägt zur Verbesserung der Infiltrationsfähigkeit bei. 

Maßnahmen zur weiteren Minderung: 

• Regelmäßige Vegetationspflege, insbesondere an den Rammfundamenten, um offene 

Bodenstellen zu vermeiden. 
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• Nutzung von Fahrspuren und Lastverteilungsplatten bei Maschinenarbeiten zur Mini-

mierung von Flurschäden. 

• Bei Starkregenereignissen können die Tracker in eine senkrechte Position geschwenkt 

werden, um den Niederschlag gleichmäßig auf die Fläche zu verteilen. 

Unter Berücksichtigung der technischen Ausführung (schwenkbare Module, große Reihenab-

stände, Spaltmaß) und der geplanten Bewirtschaftung ist das Risiko für Bodenerosion als ge-

ring einzustufen. Die vorgesehenen Maßnahmen sind geeignet, verbleibende Risiken weiter zu 

minimieren. 

Rückstandlose Auf- und Rückbaubarkeit 

Die Agri-PV-Anlage ist so konzipiert, dass eine vollständige und rückstandslose Demontage 

nach Ende der Nutzungsdauer möglich ist. Die Unterkonstruktionen bestehen aus Rammfun-

damenten, die ohne Betonierung installiert wurden. Dies ermöglicht eine Entfernung ohne dau-

erhafte Bodenversiegelung oder Beeinträchtigung der Bodenschichten. Alle unterirdischen 

Komponenten werden vor dem Rückbau dokumentiert, um eine vollständige Wiederherstel-

lung der landwirtschaftlichen Fläche sicherzustellen. 

Technische Maßnahmen zur Sicherstellung des Rückbaus: 

• Verwendung von Fahrspuren und Lastverteilungsplatten während der Bau- und Rück-

bauphase zur Minimierung von Flurschäden. 

• Rückbau erfolgt nach einem dokumentierten Verfahren, das die Entfernung sämtlicher 

Module, Unterkonstruktionen und Kabel umfasst. 

Die geplante Ausführung erfüllt die Anforderungen an eine reversible Nutzung gemäß DIN 

SPEC 91434 und den Grundsätzen des BauGB (§ 1 Abs. 5 Nr. 7: sparsamer Umgang mit Grund 

und Boden). Damit ist sichergestellt, dass die Fläche nach Ende der Betriebszeit ohne Einschrän-

kungen für die Landwirtschaft zur Verfügung steht. 
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Kalkulation der Wirtschaftlichkeit 

Die Wirtschaftlichkeit der Agri-PV-Anlage wird unter Berücksichtigung der landwirtschaftlichen 

Erträge und der Stromproduktion bewertet. Die geplante Hauptnutzung der Fläche bleibt trotz 

der PV-Installation erhalten, sodass die landwirtschaftliche Produktion weiterhin möglich ist. 

Für die Kulturgruppe Ackergras beträgt der Referenzertrag 41,8 dt/ha. Unter Berücksichtigung 

der technischen Ausführung der Agri-PV-Anlage (schwenkbare Tracker, große Reihenabstände, 

Spaltmaß zwischen Modulen) wird ein Prognoseertrag von 30 dt/ha erwartet.  

Der zur Kalkulation der Wirtschaftlichkeit gemäß DIN SPEC 91434:2021-05 Punkt herangezo-

gene Referenzertrag ergibt sich aus den Durchschnittserträgen der letzten verfügbaren drei 

Jahre der Agrarstatistik von Mecklenburg-Vorpommern (im Anhang). Die vorgesehenen Acker-

kulturen wurden im landwirtschaftlichen Betrieb bisher nicht auf vergleichbaren Ackerflächen 

angebaut. Der prognostizierte Stromertrag basiert auf einer wetter-, standort- und anlagen-

technikbezogenen Simulation mit einer anerkannten Simulationssoftware (PVsyst - Bericht 

ebenfalls beigefügt). 

Der Ertragsrückgang ist auf die teilweise Beschattung und veränderte mikroklimatische Bedin-

gungen zurückzuführen. Qualitätsminderungen der erzeugten Produkte sind nicht zu erwarten.  

Die Prognose des Stromertrages beträgt 1.039 MWh/ha/Jahr. 

Die Einschränkungen für die Maschinenbearbeitung ist durch die Wahl eines ausreichend gro-

ßen Reihenabstands und die Berücksichtigung angemessener Vorgewendeflächen minimiert. 

Für die Beweidung ergeben sich durch die PV-Installation keine wesentlichen Einschränkungen. 

Dadurch ist die Wirtschaftlichkeit aus Sicht des Landwirts weiterhin zufriedenstellend. 

Landnutzungseffizienz 

Es ist sicherzustellen, dass der Ertrag der Kulturpflanzen auf der gesamten Projektfläche nach 

Errichtung der Agri-PV-Anlage mindestens 66 % des Referenzertrages erreicht. 

Die Ertragsminderung ergibt sich aus zwei Faktoren: 

• Flächenverlust durch Aufbauten und Unterkonstruktionen der Agri-PV-Anlage sowie 

durch Fahrwege und Nebenanlagen. 

• Ertragsreduktion infolge von Beschattung, veränderter Wasserverfügbarkeit und mik-

roklimatischen Effekten. 

Für die Kulturgruppe Ackergras beträgt der Referenzertrag 41,8 dt/ha. Unter Berücksichtigung 

der technischen Ausführung der Agri-PV-Anlage (schwenkbare Tracker, große Reihenabstände, 

Spaltmaß zwischen Modulen) wird ein Prognoseertrag von 30 dt/ha erwartet. 

Die Berechnung der nicht nutzbaren Fläche: 

• Gesamtreihenlänge der Agri-PV-Module: 78.030 m 

• Landwirtschaftlich nicht nutzbare Fläche (AN): 0,60 m 

→ Nicht nutzbare Fläche: 46.818 m² 



S e i t e  | 35 

 

vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3   Begründung, Stand Mai 2026 

„Photovoltaikanlage Stolpe“  

• Fahrwege: 19.561 m² 

• Nebenanlagen (Trafostationen, Container): 1.235 m² 

 

Ausgehend von der festgesetzten Sondergebietsfläche von 999.762 m² verbleiben 932.148 m² 

für die landwirtschaftliche Nutzung. Dies entspricht einem Anteil von 93 % der Gesamtfläche. 

Schlussfolgerung 

Das geplante Agri-PV-Vorhaben erfüllt die zentralen Anforderungen der DIN SPEC 

91434:2021-05 in Bezug auf landwirtschaftliche Nutzbarkeit, technische Ausführung und öko-

logische Verträglichkeit. 

Die gewählte Systemkategorie (2B) mit einachsigen Trackern und großen Reihenabständen ge-

währleistet eine dauerhafte landwirtschaftliche Hauptnutzung bei gleichzeitig hoher Energie-

effizienz. Die Berechnungen zeigen, dass 93 % der Sondergebietsfläche weiterhin für die Land-

wirtschaft nutzbar bleiben, womit die Vorgabe von mindestens 85 % deutlich übertroffen wird. 

Die prognostizierte Ertragsminderung von 28,2 % gegenüber dem Referenzertrag (41,8 dt/ha 

→ 30 dt/ha) liegt im akzeptablen Bereich und ist durch die technische Ausführung (schwenk-

bare Module, Spaltmaß, optimierte Licht- und Wasserverteilung) sowie die geplante Kulturwahl 

(Ackergras) gut kompensiert. 

Zusätzliche Vorteile ergeben sich durch: 

• Verbesserte Lichtverteilung durch bifaziale Module und dynamische Trackerbewegung, 

• Reduzierte Verdunstung und stabile Wasserbilanz, 

• Minimiertes Bodenerosionsrisiko durch Vegetationsbedeckung und konstruktive Maß-

nahmen, 

• Rückstandlose Rückbaubarkeit zur vollständigen Wiederherstellung der landwirtschaft-

lichen Fläche. 

Insgesamt ist das Vorhaben sowohl aus agrarischer als auch aus energetischer Sicht nach-

haltig und wirtschaftlich tragfähig. Die Planung erfüllt die Anforderungen an eine inte-

grierte Nutzung von Fläche, wie sie in der DIN SPEC 91434 gefordert wird, und stellt ein 

zukunftsfähiges Modell für die Kombination von Landwirtschaft und Photovoltaik dar. 
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5.  Auswirkung der Planung  

5.1 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine Umweltprüfung 

durchzuführen. Das Ergebnis ist in einem Umweltbericht, der ein gesonderter Teil der Begrün-

dung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des Umfangs und Detaillie-

rungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgte die Darstellung der Ergebnisse 

im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt 

sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Die Planung wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter nach § 2a BauGB 

untersucht. 

Zusammenfassend ergab die Umweltprüfung, dass das Vorhaben keine erheblichen oder nach-

haltigen negativen Auswirkungen auf die Umwelt verursacht. Unter Einhaltung der vorgesehe-

nen Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen sind die Auswirkungen auf alle geprüften Schutz-

güter gering. Die Planung ist aus umweltfachlicher Sicht verträglich und vereinbar mit den ge-

setzlichen Anforderungen des Umwelt- und Naturschutzes. 

 

5.2 Immissionsschutz 

Im Zuge des Aufstellungsverfahrens gilt es zu prüfen, ob die Planung Auswirkungen auf im-

missionsschutzrechtliche Belange erzeugen kann. Wesentliches Ziel ist die Sicherung gesunder 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 BauGB. 

Immissionen die nach Art, Dauer oder Ausmaß dazu geeignet sind Gefahren oder erhebliche 

Nachteile und Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen, 

sind gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG als schädliche Umwelteinwirkungen definiert. Dabei werden 

Immissionen dort gemessen, wo sie einwirken. 

Nach § 50 BImSchG sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 

zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden. Die-

ses Vorsorgeprinzip dient sowohl dem Schutz vorhandener störintensiver Nutzungen gegen 

heranrückende schutzbedürftige Nutzungen als auch der unmittelbaren Gewährleistung ge-

sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse für störempfindliche Nutzungen. 

Blendwirkungen 

Zur Beurteilung möglicher Lichtimmissionen in Form von Blendwirkungen wurde ein geson-

dertes Gutachten zur Ermittlung der Reflexionswirkungen der geplanten Agri-PV-Anlage er-

stellt. 
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Untersuchungsgegenstand war insbesondere die mögliche Beeinträchtigung – der Sicherheit 

und Leichtigkeit des Verkehrs auf der nördlich angrenzenden Bundesstraße B 110 sowie auf der 

Straße „Zum Peenetal“ sowie – eine mögliche erhebliche Belästigung von Anwohnern im Be-

reich des landwirtschaftlichen Betriebs Eschenkoppel. 

Die Ergebnisse des Gutachtens zeigen, dass im Regelbetrieb sowie bei waagerechter Stellung 

der Module keine relevanten Blendwirkungen auftreten. Auch für Anwohner sind unzumutbare 

Belästigungen auszuschließen.  

Für Sonderbetriebszustände, insbesondere bei maximaler Auslenkung der nachgeführten Mo-

dule, ergibt sich differenziert Folgendes: Für Verkehrsteilnehmer auf der Bundesstraße B 110 

können bei maximaler Weststellung der Module im Sommerhalbjahr zeitlich begrenzt Reflexi-

onen auftreten, die das Blickfeld betreffen. Diese Effekte sind auf den Zeitraum um die Mit-

tagsstunden beschränkt und treten über einen längeren Streckenabschnitt auf.  

Zur Vermeidung potenzieller Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit werden verbindliche 

Blendschutzmaßnahmen umgesetzt. Diese umfassen insbesondere – eine betriebliche Steue-

rung der Modulstellung mit zeitweiser Umschaltung in waagerechte Position in kritischen Zeit-

fenstern sowie – die Entwicklung von Sichtschutzhecken und Gehölzstrukturen zur dauerhaften 

Abschirmung möglicher Reflexionen.  

Unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass keine 

erheblichen Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit sowie keine unzumutbaren Belästigun-

gen von Anwohnern verbleiben. Die Anforderungen des Immissionsschutzes werden damit 

eingehalten. 

Betriebliche Lärmemissionen 

Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) stellt die Grundsätze hinsichtlich 

des Lärmschutzes dar. Die dort festgelegten Immissionsrichtwerte dürfen grundlegend nicht 

überschritten werden.  

Diese betragen in:   tags  nachts 

Industriegebieten    70 dB(A)  70 dB(A) 

Gewerbegebieten    65 dB(A)  50 dB(A) 

Kerngebieten, Dorfgebieten   60 dB(A)  45 dB(A) 

und Mischgebieten  

allgemeinen Wohngebieten  55 dB(A)  40 dB(A) 

und Kleinsiedlungsgebieten    

Reinen Wohngebieten    50 dB(A)  35 dB(A) 

Kurgebieten, Gebieten für   45 dB(A)  35 dB(A) 

Krankenhäuser und Pflegeanstalten 

Betriebsbedingte Lärmemissionen können vor allem im Nahbereich der Anlage durch Wech-

selrichter und Kühleinrichtungen entstehen.  
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Um ausreichenden Schallschutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit 

einem ausreichend großen Mindestabstand zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet.  

Der geplante Batteriespeicher befindet sich in einer Entfernung von etwa 1.600 m zur Ortslage 

Neuhof, rund 1.300 m zur Ortslage Stolpe sowie etwa 700 m zu dem westlich gelegenen Wohn-

haus im Außenbereich. Aufgrund dieser großen Abstände sowie der Ausführung als eingehaus-

tes System in Containerbauweise ist davon auszugehen, dass betriebsbedingte Geräuschemis-

sionen an den maßgeblichen Immissionsorten deutlich unterhalb der einschlägigen Richtwerte 

der TA Lärm liegen. 

Auch für schallempfindliche Säugetierarten, wie Fledermäuse, können Lärmimmissionen rele-

vant sein. Ein Wechselrichter ist ein wichtiger Bestandteil einer Photovoltaikanlage. Die Solar-

module produzieren Gleichstrom, den der Wechselrichter vor der Einspeisung ins öffentliche 

Stromnetz sowie vor der Verwendung im hausinternen Netz zu Wechselstrom umwandelt. In-

nerhalb der Hauptaktivitätszeiträume von Fledermäusen (Dämmerung und Nachts) werden die 

Solarmodule aufgrund der fehlenden Sonneneinstrahlung keinen Strom produzieren. Negative 

Auswirkungen auf diese schallempfindlichen Arten können dahingehend ausgeschlossen wer-

den. 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht erforderlich. 
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5.3 Ver- und Entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, so dass es nicht zu Kon-

flikten mit der Flächennutzung kommt. Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsor-

gungsnetz ist nicht erforderlich. 

Trinkwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung im Gemeindegebiet erfolgt über den Zweckverband Wasserversor-

gung und Abwasserbehandlung Anklam, betrieben durch die GKU Gesellschaft für Kommunale 

Umweltdienste mbH. Innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans Nr. 3 „Photovoltaikanlage Stolpe“ verläuft südlich der Bundesstraße B 110 auf dem Flur-

stück 18 der Flur 8, Gemarkung Stolpe A, eine Trinkwasserversorgungsleitung PEHD 90 × 5,4. 

Diese wird in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt und von Bebauung freigehalten. 

Der Zweckverband hat gegen das Vorhaben keine grundsätzlichen Einwände erhoben, sofern 

die bestehenden Ver- und Entsorgungsanlagen nicht beeinträchtigt, überbaut oder sich ihnen 

in unzulässiger Weise genähert wird. Für die genannte Trinkwasserversorgungsleitung ist ein 

Schutzstreifen von mindestens 3,0 m beidseitig der Rohrachse dauerhaft einzuhalten.  

Im Bereich von Ein- und Ausfahrten sowie bei temporären Überfahrten während der Errichtung 

der Agri-Photovoltaikanlage ist die Leitung durch geeignete bauliche Maßnahmen zu schützen. 

Bei unvorhergesehenen Annäherungen mit Baumaßnahmen an Ver- und Entsorgungsanlagen 

des Zweckverbandes ist dieser unverzüglich zu informieren. Die Funktionsfähigkeit der Trink-

wasserversorgung bleibt bei Einhaltung dieser Vorgaben dauerhaft gewährleistet. 

Abwasserentsorgung 

Eine leitungsgebundene Abwasserentsorgung ist für den Geltungsbereich nicht vorgesehen 

und nicht erforderlich. Im Bereich der Agri-Photovoltaikanlage sowie des Batteriespeichers fal-

len keine häuslichen oder gewerblichen Abwässer an. Niederschlagswasser wird vor Ort versi-

ckert. Damit entstehen keine zusätzlichen Anforderungen an die Abwasserentsorgung, und be-

stehende Anlagen des Zweckverbandes werden nicht in Anspruch genommen.  

Gas- und sonstige Leitungsinfrastruktur 

Im Geltungsbereich und dessen Umfeld verlaufen mehrere überregionale Erdgashochdrucklei-

tungen sowie begleitende Leitungsinfrastrukturen der GASCADE Gastransport GmbH, teilweise 

auch im Auftrag der SEFE Energy GmbH und der NEL Gastransport GmbH. Betroffen sind ins-

besondere die Fernleitungen EUGAL Strang 1, EUGAL Strang 2 sowie die OPAL-Leitung, jeweils 

mit zugehörigen LWL- und Begleitkabeln.  

Diese Leitungen liegen innerhalb dinglich gesicherter Schutzstreifen, deren Breite je nach Lei-

tung 10,0 m bis 12,0 m beidseitig der Leitungsachse beträgt. Innerhalb dieser Schutzstreifen ist 

eine Überbauung oder sonstige Beeinträchtigung der Leitungen unzulässig. Insbesondere dür-

fen keine Anlagen oder Anlagenteile der Photovoltaikmodule in die Schutzstreifen hineinragen, 

und Krananlagen dürfen nicht über den Leitungsrohren positioniert werden.  
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Bohr- und Rammarbeiten dürfen nicht näher als 10 m an die Leitungsrohre heranreichen. Jede 

Bebauung im Abstand von weniger als 20 m zur Leitungsachse ist vorab mit der GASCADE 

abzustimmen. Änderungen der ursprünglichen Erdüberdeckung durch Aufschüttungen oder 

Abgrabungen sind nur nach gesonderter Antragstellung zulässig.  

Für notwendige Querungen durch Zuwegungen ist ein lichter Mindestabstand von 1,50 m zwi-

schen Rohrscheitel und Oberkante Fahrbahn einzuhalten. Im Parallelverlauf sind Wege außer-

halb der Schutzstreifen anzulegen. Die dauerhafte Zugänglichkeit der Leitungen für Wartung, 

Kontrolle und Instandsetzung ist jederzeit sicherzustellen.  

 

Abbildung: Verlauf der vorhandenen Ferngasleitungen (FGL) gelb markiert 

 

5.4 Gewässer 

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 3 „Photovoltaikanlage 

Stolpe“ sowie in dessen unmittelbarem Umfeld befinden sich mehrere Gewässer II. Ordnung. 

Diese verlaufen insbesondere entlang des westlichen, südlichen und östlichen Randbereichs 

des Geltungsbereichs. Darüber hinaus sind innerhalb des Geltungsbereichs Drainagen sowie 

bedeutende Bewässerungsanlagen vorhanden, die der landwirtschaftlichen Nutzung und der 

geregelten Wasserbewirtschaftung dienen.  

Die Gewässer und wasserwirtschaftlichen Anlagen unterliegen der Unterhaltungspflicht des 

Wasser- und Bodenverbandes „Untere Peene“. Der Verband hat der Planung grundsätzlich zu-

gestimmt, sofern die Unversehrtheit und Funktionsfähigkeit der Gewässer II. Ordnung sowie 

der vorhandenen Drain- und Bewässerungsanlagen dauerhaft gewährleistet bleibt.  

Eine Überbauung der Gewässer II. Ordnung ist nicht zulässig.  
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Entlang dieser Gewässer ist beidseitig ein freizuhaltender Schutzstreifen von jeweils 10 m ab 

der Gewässeroberkante beziehungsweise ab der Rohraußenkante einzuhalten. Innerhalb dieses 

Streifens dürfen keine baulichen Anlagen errichtet und keine dauerhaften Nutzungen begrün-

det werden, die die Unterhaltung oder Funktionsfähigkeit der Gewässer beeinträchtigen könn-

ten.  

Sofern im Rahmen der Planung Leitungsquerungen erforderlich werden, sind diese ausschließ-

lich in geschlossener Bauweise auszuführen. Die Querung hat dabei in einer Tiefe von mindes-

tens 1,00 m unterhalb der Gewässersohle zu erfolgen. Nach Abschluss der Arbeiten sind die 

Querungsstellen dauerhaft zu markieren. Bei einer Parallelverlegung von Leitungen ist ein Min-

destabstand von 3,00 m zum Gewässer einzuhalten. Abweichungen von diesen Vorgaben sind 

nur nach vorheriger Einzelzustimmung des Wasser- und Bodenverbandes zulässig.  

Die Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung darf während der Bau- und Errichtungsphase der 

Agri-Photovoltaikanlage nicht eingeschränkt oder behindert werden. Die Zugänglichkeit der 

Gewässer für Kontroll-, Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen ist jederzeit sicherzustellen.  

Sollten im Zuge der Bauarbeiten weitere, bislang nicht bekannte Drain- oder Bewässerungsan-

lagen angetroffen werden, sind diese in ihrer Funktion zu erhalten oder fachgerecht wieder-

herzustellen. Eine Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Entwässerung ist zu vermeiden.  

Der Wasser- und Bodenverband ist mindestens zwei Wochen vor der Durchführung von Arbei-

ten, die eine Querung von Gewässern betreffen, schriftlich zu informieren. Nach Abschluss der 

Arbeiten sind dem Verband die Koordinaten der Querungsstellen zu übergeben. Für zusätzli-

che Aufwendungen des Verbandes, etwa im Zusammenhang mit Kontroll-, Bauleitungs- oder 

Regieleistungen, können dem Vorhabenträger Kosten in Rechnung gestellt werden.  

 

5.5 Telekommunikation 

Innerhalb des Geltungsbereichs sowie in dessen näherem Umfeld befinden sich Telekommu-

nikationslinien der Telekom. Telekommunikationslinien werden üblicherweise in einer Tiefe von 

etwa 40 cm bis 60 cm unter Geländeoberkante verlegt. Aufgrund von Kreuzungen mit anderen 

Leitungen, nachträglichen Geländeveränderungen oder technischen Besonderheiten können 

jedoch abweichende Tiefenlagen auftreten 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen seitens der Telekom keine grundsätzlichen Einwände. 

Auf Grundlage der vorgelegten Planungsunterlagen ist keine durch die Planung bedingte Än-

derung oder Verlegung der bestehenden Telekommunikationsanlagen erkennbar. Eine Erwei-

terung des Telekommunikationsnetzes im Zusammenhang mit dem Vorhaben ist nicht vorge-

sehen. 

Sofern im Zuge der Bau- und Errichtungsarbeiten Kreuzungen oder Annäherungen an Tele-

kommunikationslinien erfolgen, ist die genaue Lage und Tiefenlage der betroffenen Leitungen 

vor Ort durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch Querschläge, zu ermitteln. Bei einer 

Freilegung von Telekommunikationslinien sind diese durch geeignete technische Maßnahmen 
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zu sichern und vor Beschädigungen zu schützen. Nach Abschluss der Arbeiten ist die ursprüng-

liche Überdeckung wiederherzustellen und gegebenenfalls vorhandene Trassenwarnbänder er-

neut einzubauen.  

Sollte entgegen der derzeitigen Planung eine Umverlegung von Telekommunikationslinien er-

forderlich werden, ist diese mindestens 16 Wochen vor Baubeginn bei der Telekom anzuzeigen. 

Die Kosten einer solchen Maßnahme sind vom Vorhabenträger zu tragen. Darüber hinaus ist 

die von der Telekom herausgegebene Kabelschutzanweisung verbindlich zu beachten und an 

die mit den Erd- und Tiefbauarbeiten beauftragten Unternehmen weiterzugeben.  

Vor Beginn von Arbeiten im Erdreich sind durch die ausführenden Unternehmen Leitungsaus-

künfte bei der Telekom einzuholen, insbesondere über die dafür vorgesehenen digitalen Aus-

kunftssysteme. Bei unbeabsichtigter Freilegung oder Beschädigung von Telekommunikations-

anlagen ist die Telekom unverzüglich zu informieren. Freigelegte Leitungen sind bis zur Wie-

derherstellung gegen weitere Beeinträchtigungen zu sichern 

 

5.6 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von den Baustel-

len als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete Abfallentsorgung erfolgen 

kann.  

Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, ge-

werbliche Abfälle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom Abfallbesitzer 

bzw. vom Grundstückseigentümer einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Diese Ab-

fälle dürfen nicht zur erneuten Bodenverfüllung genutzt werden.  

Soweit weiterhin im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenma-

terial auf dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG 

Vorsorgepflichtigen Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu tref-

fen. Die Forderungen der §§ 6 bis 8 Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) sind zu beachten.  

Sollten während der Bauarbeiten erhebliche organoleptische Auffälligkeiten im Baugrund fest-

gestellt werden, so ist gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz die untere Bodenschutzbehörde zu 

verständigen. 

 

5.7 Brandschutz 

Um die Zugänglichkeit zum Anlagengelände im Brandfall zu gewährleisten, ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, sind am Eingangs-

tor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage verantwortlichen Betreibers sowie des 

Energieversorgungsunternehmens dauerhaft und deutlich angebracht. 
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Der örtlichen Feuerwehr wird ein Lageplan des Geländes zur Verfügung gestellt. Darin sind die 

maßgeblichen Anlagenkomponenten von den Modulen über Leitungsführungen zu Wechsel-

richtern und Transformatoren bis zur Übergabestelle des zuständigen Energieversorgungsun-

ternehmens enthalten. Relativ gefährdete Komponenten von PVA sind Wechselrichter und 

Transformatoren. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von ihnen nur eine ge-

ringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. Über die Wege zwischen den Modultischen sowie den 

Abständen der Modultische untereinander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brand-

weiterleitung entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der AGRI-PV-Anlage in die Örtlichkeiten und 

die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation und Inbetriebnahme der 

AGRI-PV-Anlage sowie regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des Deutschen Feuer-

wehr Verbandes unter Verweis auf die VDE 0132 "Brandbekämpfung und technische Hilfeleis-

tung im Bereich elektrischer Anlagen" zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Sicherheitsabstände 

und die Durchführung von Schalthandlungen.  

Zur Deckung des Löschwasserbedarfs ist nach dem Arbeitsblatt W 405 (07/1978) des Deut-

schen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) für mind. 2 Stunden eine Löschwasser-

menge von mind. 48 m³ in maximal 300 m Entfernung zu gewährleisten 

Als Einrichtungen für die unabhängige Löschwasserversorgung kommen in Frage: 

o unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230), 

o Löschwasserteiche (DIN 14210), 

o Löschwasserbrunnen (DIN 14220) oder 

o Trinkwassernetz (Unterflurhydranten DIN 3221 Teil 1 oder Überflurhydranten DIN 3222 

Teil 1). 

Für die Zufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr gilt die Richtlinie 

über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken. 

Für das in Rede stehende Vorhaben ist die Verfügbarkeit des Löschwasserbedarfs durch den 

Vorhabenträger mit der Bauantragsstellung nachzuweisen. Nach den derzeitigen Planungen 

erfolgt die Löschwasserabsicherung mit Löschwasserkissen. 
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5.8 Denkmalschutz 

Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Baudenkmale vorhanden, die als Denkmal im Sinne des 

Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern eingetragen und als Zeitzeu-

gen der Geschichte zu erhalten sind. Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine Bau-

denkmale. 

Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmale 

oder Verdachtsflächen bekannt. 

Hinweis: 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, 

sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 

anzuzeigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauf-

tragten des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten.  

Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer 

sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige 

spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen 

des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des 

Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V). 

 

6. Umsetzung der Planung 

Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB an be-

stimmte Voraussetzungen gebunden:  

Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und Erschließungs-maßnah-

men innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und Erschließungskos-

ten im Durchführungsvertrag verpflichten.  

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die Möglichkeit gemäß § 12 

Abs. 3a BauGB genutzt werden, eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festzusetzen. 

Unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB gilt in diesem Zusammenhang, dass im Rahmen der 

festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  

Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsver-

trags sind zulässig. Entsprechend umfangreich und detailliert fällt die Vorhabenbeschreibung 

des Vorhaben- und Erschließungsplans aus. Dieser wird mit dem Satzungsbeschluss der Ge-

meinde zu einem untrennbaren Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 
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7.       Hinweise  

Hinweis zu geodätischen Festpunkten 

Im Planungsraum befinden sich gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlichen geodätischen 

Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Die bekannten Festpunkte werden 

nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen, um ihre Lage im Plangebiet eindeutig kennt-

lich zu machen. 

Die Festpunkte und zugehörigen Vermessungsmarken unterliegen dem Schutz des § 26 des 

Geoinformations- und Vermessungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (GeoVermG M-V). 

Vermessungsmarken dürfen nicht unbefugt eingebracht, in ihrer Lage verändert oder entfernt 

werden. Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken 

sind dauerhaft zu gewährleisten. 

Die Einhaltung der vermessungsrechtlichen Schutzvorschriften sowie gegebenenfalls erforder-

liche Abstimmungen oder Anträge, etwa im Falle einer Gefährdung oder notwendigen Verle-

gung von Festpunkten, sind im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungs- und Ausfüh-

rungsplanung sicherzustellen. Die Festsetzungen des Bebauungsplans stehen der Beachtung 

dieser Anforderungen nicht entgegen. 
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8. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind Veränderun-

gen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten 

Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beein-

trächtigen können. (§ 14 Abs. 1 BNatSchG).  

Der Verursacher eines Eingriffes ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlas-

sen.  Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnah-

men). 

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Ein-

griffe in Natur und Landschaft zu erwarten, so ist gemäß § 18 BNatSchG über die Vermeidung, 

den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.  

Die folgende Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgt auf der Grundlage der Hinweise zur 

Eingriffsregelung (HZE) in der Neufassung vom Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt 

Mecklenburg-Vorpommern (gültig seit 01.06.2018; redaktionell überarbeitet am 01.10.2019) 

und dem Erlass des Ministeriums für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und 

Umwelt Mecklenburg-Vorpommern zur Bemessung der Kompensationshöhe für Beein-

trächtigungen des Landschaftsbildes durch Agri-Photovoltaikanlagen (Agri-PVA-Erlass 

MV) vom 17.11.2025 
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Ermittlung des multifunktionalen Kompensationsbedarfes 

Zur Ermittlung des multifunktionalen Kompensationsbedarfes sind zunächst die im Einwirkbe-

reich des Eingriffes liegenden Biotoptypen zu erfassen. 

Die Erfassung und Bewertung der vorhandenen Biotope erfolgte auf der Grundlage der Anlei-

tung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpom-

mern.   

Flächenbilanz: 

 

Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird aus der Anlage 3 die naturschutzfachliche Wertstufe ent-

nommen. Der durchschnittliche Biotopwert ergibt sich aus der jeweiligen Wertstufe.  

Die Wertstufe für „Sandacker“ (ACS) ist 0. Der durchschnittliche Biotopwert berechnet sich aus 

1 abzüglich des Versiegelungsgrades des derzeitigen Biotoptyps.  

Biotoptyp 
Regenerations-

fähigkeit 
Gefährdung Wertstufe Biotopwert 

Sandacker (ACS) 0 0 0 1 

 

Ermittlung des Lagefaktors 

Über Zu- bzw. Abschläge des ermittelten Biotopwertes wird die Lage der vom Eingriff betroffe-

nen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vorbelasteten Räumen berücksichtigt (Lage-

faktor).   

Beträgt der Abstand zu vorhandenen Störquellen weniger als 100 m, ist ein Lagefaktor von 0,75 

anzunehmen. Das geplante sonstige Sondergebiet „Energiespeicherung und Verarbeitung“ be-

findet sich innerhalb dieses 100 m Bereiches um Störquellen, im konkreten Fall entlang der 

Bundesstraße. 

 

  

Geltungsbereich 1.064.419 m² 

Sonstiges Sondergebiet SO AGRI-PV 999.762 m² 

Anteil Vollversiegelung 1.235 m² 

Anteil Teilversiegelung 19.561 m² 

Sonstiges Sondergebiet Energiespeicherung und Verarbeitung 8.832 m² 

Anteil Vollversiegelung 747 m² 

Anteil Teilversiegelung 6.818  m² 
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Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung 

(unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktionsverlust), ergibt 

sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der vom Eingriff betroffenen Fläche 

des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps und dem Lagefaktor. 

Sonstiges Sondergebiet „Energiespeicherung und Verarbeitung“ 

Biotoptyp 

Fläche des 

beeinträch-

tigten Bio-

tops in m² 

Biotop-

wert 

Lage-

faktor 

EFÄ m² = Fläche * Bio-

topwert * Lagefaktor 

Eingriffsflä-

chenäquivalent 

[m² EFÄ] 

12.1.1      

Sandacker 
8.832 1 0,75 8.832* 1 * 0,75 6.624 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 6.624 

 

Berechnung des Eingriffs-Flächenäquivalents für Landschaftsbildbeeinträchtigung 

Sonstiges Sondergebiet Agri-PV 

Agri-Photovoltaikanlagen nehmen eine Sonderstellung bezüglich der mit derartigen Vorhaben 

verbundenen Auswirkungen auf Natur und Landschaft ein. Anders als bei klassischen Freiflä-

chen-Photovoltaikanlagen ist ein großer Teil des einbezogenen Planungsraumes auch weiter-

hin der landwirtschaftlichen Nutzung zugänglich. Durch die überwiegend fortgeführte land-

wirtschaftliche Nutzung ist eine Errichtung von Agri-Photovoltaikanlagen regelmäßig nicht mit 

einer Änderung des Biotoptyps verbunden. Abweichend von den Regelungen der Hinweise zur 

Eingriffsregelung Mecklenburg – Vorpommern (HzE, 2018) erfolgt die Bilanzierung daher nicht 

über das Biotopwertverfahren. Die Errichtung von Agri-PVA stellt für das Landschaftsbild hin-

gegen eine Beeinträchtigung dar, deren Betroffenheit insbesondere von der Dichte des Agri-

PV-Parks als auch von der Höhe der verwendeten Module abhängig ist. Da die optische Wahr-

nehmung als gesamte im Zusammenhang stehende technische Anlage gilt, ist die Bezugsfläche 

die gesamte mit Modulen überstandene Fläche. Dies soll nach dem Erlass des Ministeriums 

für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt Mecklenburg-Vorpom-

mern zur Bemessung der Kompensationshöhe für Beeinträchtigungen des Landschafts-

bildes durch Agri-Photovoltaikanlagen (Agri-PVA-Erlass MV) vom 17.11.2025 bei der wei-

teren Bewertung der Auswirkungen auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild Berück-

sichtigung finden.  

Die Bilanzierung erfolgt nach folgender Formel: 

EFÄ = BF x (ÜD + HF) + LF 

BF: Bezugsfläche  

ÜD: Überbauungsdichte  
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• im Bauleitverfahren               = Grundflächenzahl  

• im Genehmigungsverfahren = Verhältnis von mit Modulen überbauter Fläche (MF) zur 

Vorhabenfläche (VF), als ÜD = MF / VF   

HF: Höhenfaktor  

LF: Landschaftsfaktor zur Beurteilung der technischen Überprägung der Landschaft 

   

Der Höhenfaktor wird differenziert in: 

Gesamthöhe weniger als 4 m   → Höhenfaktor = 0,0 

Gesamthöhe 4 bis < 10 m   → Höhenfaktor = 0,2 

Gesamthöhe über 10 m   → Höhenfaktor = 0,5 

 

Der Landschaftsfaktor zur Beurteilung der technischen Überprägung der Landschaft wird 

aus dem Wert des betroffenen Landschaftsbildraums, des unzerschnittenen landschaftlichen 

Freiraums sowie der Lage innerhalb jener Schutzgebietskategorien, für die das Landschaftsbild 

eine besondere Bedeutung hat, ermittelt. Dabei kommt die höchste Einstufung in der Bilanzie-

rung zum Tragen. Liegt der Vorhabenbereich auf der Grenze mehrerer Räume gilt jener mit 

dem höchsten flächigen Anteil. 

Landschaftsbildraum Wertstufe 1 und 2  → Landschaftsfaktor 0,6 

Landschaftsbildraum Wertstufe 3, 

landschaftliche Freiräume der Wertstufe 3, 

Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiet  → Landschaftsfaktor 0,8 

Landschaftsbildraum Wertstufe 4, 

landschaftliche Freiräume der Wertstufe 4  → Landschaftsfaktor 1 

 

Im Regelbetrieb erreicht die Agri-PV-Anlage eine maximale Aufbauhöhe von 4,00 m. Eine 

darüberhinausgehende Höhe tritt ausschließlich kurzzeitig auf, wenn landwirtschaftliche Be-

wirtschaftungsvorgänge durchgeführt werden und die Modulreihen hierfür stärker geneigt 

werden müssen, um den Arbeitsraum freizugeben. Die Tracker erreichen ihre maximale Höhe 

lediglich in diesen kurzzeitigen Phasen, während sie im überwiegenden Jahresbetrieb deutlich 

unterhalb der 4-m-Marke verbleiben. 

Aufgrund dieser lediglich temporären und marginalen Höhenüberschreitung ist weder von ei-

ner relevanten Einschränkung der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit noch von erheblichen um-

weltbezogenen Auswirkungen auszugehen. Die Überschreitung ist für die Funktionsweise der 

Anlage technisch bedingt, jedoch zeitlich klar begrenzt und wirkt sich im Ergebnis nicht signi-

fikant auf die Sichtbarkeit oder die potenzielle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aus. 
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Vor diesem Hintergrund ist es sachgerecht, in der Bewertung einen Höhenfaktor von 0,0 an-

zusetzen. Dies entspricht dem Grundsatz einer realitätsnahen, maßstabs- und wirkungsbezo-

genen Bewertung. 

Für den vorliegenden Planungsraum ergibt sich eine Einordnung innerhalb der Klasse „sehr 

hoch“ (Wertstufe 4), womit im Rahmen der naturschutzfachlichen Bewertung ein Landschafts-

faktor von 1,0 anzusetzen ist.  

 

Fläche in m² GRZ 
Höhen-

faktor 

Landschafts-

faktor 

EFÄ m² = Fläche * (GRZ + Höhenfaktor) + 

Landschaftsfaktor 

 

Eingriffsflächen-

äquivalent [m² 

EFÄ] 

999.762 0,4 0,0 1 994.494 * (0,4 + 0,0) * 1 399.904 

 

Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Baugrenze sind für 

die geplante AGRI-PV-Anlage generell nicht zu erwarten. Der Betrieb einer Agri-PV-Anlage er-

zeugt keine Immissionen, die eine Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten 

lässt. 

 

Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Es ist biotopunabhängig die teilversiegelte Fläche in m² zu ermitteln und mit einem Zuschlag 

von 0,2 zu berücksichtigen.  

Vorliegend sind zur inneren Erschließung des Geltungsbereiches Teilversiegelungen in einem 

Umfang von bis zu 19.185 m² im SO Agri-PV und 6.818 m² im SO ESV notwendig. Die verblei-

bende Betriebsfläche wird weiterhin landwirtschaftlich genutzt. 

Für den Batteriespeicher (747 m²) und Nebenanlagen, wie Trafostationen (920 m²), Container 

(55 m²), Löschwassereinrichtungen (1.260 m²) sowie Modul- und Zaunpfosten (625 m²) werden 

Vollversiegelungen im Umfang von bis zu 2.982 m² eingeplant. Der Zuschlag für Vollversiege-

lung beträgt 0,5.  

Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Fläche 

Zuschlag für Teil-/Voll-

versiegelung 

EFÄ= Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Fläche * 

Zuschlag 

Eingriffsflächen-

äquivalente EFÄ 

19.561 m² 0,2 19.561 * 0,2 3.912 

3.607 m² 0,5 3.607 * 0,5 1.804 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 5.716 
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Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der multifunkti-

onale Kompensationsbedarf. 

m² EFÄ für Biotopbe-

seitigung 
+ 

m² EFÄ für Beein-

trächtigung Land-

schaftsbild 

+ 

EFÄ für Teil-/Vollver-

siegelung bzw. Über-

bauung 

Multifunktionaler 

Kompensationsbe-

darf [m² EFÄ] 

6.624 399.904 5.716 412.244 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs m² EFÄ: 412.244 

 

Kompensation des Eingriffes 

Maßnahme 1 (2.13) 

Anpflanzung von Feldgehölzen  

Die in der Planzeichnung mit „C“ gekennzeichnete Fläche soll durch Initialbepflanzung von 

Obstbäumen als Feldgehölz entwickelt werden.  

Vorlage eines Pflanzplanes:   

- Verwendung von standortheimischen Baum- und Straucharten naturnaher Feldgehölze 

aus möglichst gebietseigenen Herkünften (siehe Definition gesetzlich geschützter Bio-

tope, Nr. 4.3 der Anlage 2 zu § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V)  

- Pflanzung von mindestens 5 Baum- und 5 Straucharten - Anteil von Baumgehölzen ca. 

10 %   

- ab Flächengrößen von 0,5 ha Anteil Baumgehölze ca. 30 %   

- Pflanzgrößen: Bäume als Heister 150/200 cm; Sträucher 60/100 cm, 3-triebig - Pflanz-

abstände: Sträucher im Verband 1,0 m x 1,5 m - Verankerung der Bäume - Sicherung 

der Pflanzung gegen Wildverbiss durch Schutzeinrichtungen   Vorgaben zur Fertigstel-

lungs- und Entwicklungspflege:   

- Pflege der Gehölze durch ein- bis zweimalige Mahd je nach Standort und Vergrasung 

über einen Zeitraum von 5 Jahren   

- Nachpflanzung der Bäume bei Ausfall, Heister und Sträucher bei mehr als 10 % Ausfall 

- bedarfsweise Bewässerung und Instandsetzung der Schutzeinrichtungen   

- Verankerung der Bäume nach dem 5. Standjahr entfernen   

- Abbau der Schutzeinrichtungen bei gesicherter Kultur, frühestens nach 5 Jahren   Vor-

gaben zur Unterhaltungspflege:   

- Pflegemaßnahmen des Strauchsaumes beschränken sich auf seitliche Schnittmaßnah-

men, um ein weiteres Ausbreiten zu verhindern  

- Mindestflächengröße: 1.000 m², maximal 2,0 ha 

Kompensationswert: 2,5 

Flächengröße: 4.421 m² 
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Fläche der 

Maßnahme 

[m²] 

x Kompensations-

wert der Maß-

nahme 

x Leistungs-

faktor 

= Kompensationsflächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

4.421 2,5 0,5 5.528 

Kompensationsflächenäquivalent 5.528 

 

Maßnahme 2 (2.21) Anlage von Feldhecken 

Lineare mehrreihige Anpflanzung von Sträuchern mit eingestreuten Bäumen (Überhälter) in 

der freien Landschaft  

 

Anforderungen für Anerkennung:  
o nicht auf wertvollen offenen Trockenstandorten (Karte III Punkt 6.1 GLRP) sowie in Rast-

vogelgebieten der Stufen 3 und 4  
o in ausgewiesenen Bereichen zur Strukturanreicherung der Agrarlandschaft (Karte III 

Punkt 7.1 GLRP)  
o andere Standorte nur in Abstimmung mit zuständiger Naturschutzbehörde  
o nicht an öffentlichen Straßen  
o keine wirtschaftliche Nutzung  
o Vorlage eines Pflanzplanes:  

- Verwendung von Arten naturnaher Feldhecken (siehe Definition gesetzlich geschütz-
ter Biotope, Nr. 4.4 der Anlage 2 zu § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V)  

- Verwendung standortheimischer Gehölzarten aus möglichst gebietseigenen Herkünf-
ten  

- Verwendung von mind. 5 Straucharten und mind. 2 Baumarten  

- Pflanzqualitäten und- größen: Sträucher 60/100 cm, 3-triebig,  

- Pflanzung von einzelnen großkronigen Bäumen als Überhälter (Bäume I. Ordnung) in 
Abständen von ca. 15-20 m untereinander (Stammumfang 12/14 cm) mit Zweibocksi-
cherung*  

- Pflanzabstände: Sträucher im Verband 1,0 m x 1,5 m  

- Sicherung der Pflanzung durch Schutzeinrichtung gegen Wildverbiss  

- Mindestreihenzahl: 3 im Abstand von 1,5 m incl. beidseitiger Saum von 2 m Abstand 
vom Stammfuß  

- Mindestbreite der Heckenpflanzung: 7 m  
 

o Vorgaben zur Fertigstellungs- und Entwicklungspflege:  

− Pflege der Gehölze durch 1-2malige Mahd je nach Standort und Vergrasung über ei-
nen Zeitraum von 5 Jahren  

− Nachpflanzen der Bäume bei Ausfall , bei Sträuchern bei mehr als 10 % Ausfall  

− bedarfsweise Bewässerung und Instandsetzung der Schutzeinrichtungen  

− Verankerung der Bäume nach dem 5. Standjahr entfernen  

− Abbau der Schutzeinrichtungen bei gesicherter Kultur, frühestens nach 5 Jahren  
 

o Vorgaben zur Unterhaltungspflege:  

− Pflegemaßnahmen des Strauchsaumes beschränken sich auf seitliche Schnittmaß-
nah-men, um ein weiteres Ausbreiten zu verhindern  

− kein Auf-den-Stock-Setzen  
o Mindestlänge: 50 m  

 
Bezugsfläche für Aufwertung: Maßnahmenfläche in Höhe von 3.610 m² 
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Kompensationswert: 2,5 

Fläche der Maß-

nahme [m²] 

x Kompensationswert der 

Maßnahme 

= Kompensationsflächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

3.610 2,5 9.025 

Kompensationsflächenäquivalent 9.025 

 

Maßnahme 3 (2.35): Anlage von Extensivacker 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Kompensation erfolgt die Anlage von Extensivacker auf einer bisher intensiv genutzten 

Ackerfläche. Die Maßnahme dient durch die dauerhafte naturschutzgerechte Pflege der An-

siedlung und langfristigen Erhaltung von Ackerwildkräutern sowie der Verbesserung der Funk-

tionen des Naturhaushalts im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB in Verbindung mit den §§ 13 ff. Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie den entsprechenden Regelungen des Landesnatur-

schutzgesetzes Mecklenburg-Vorpommern. 

Die Kompensationsmaßnahme umfasst die Flurstücke 3, 4, 5, 6 und 7 der Flur 1 in der Gemar-

kung Stolpe A mit einer Gesamtflächengröße von 144.187 m². Der Geltungsbereich der Maß-

nahme liegt vollständig innerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Unteres Peenetal und Peene 

Haff (Landkreis Vorpommern-Greifswald)“. Die nördlichen Teilbereiche befinden sich darüber 

hinaus innerhalb des europäischen Schutzgebietes (Natura-2000-Gebiet) „Peenetal mit Zuflüs-

sen, Kleingewässerlandschaft am Kummerower See“. Zudem ist der Maßnahmenbereich Be-

standteil des Naturparks „Flusslandschaft Peenetal“, der durch eine großräumig zusammen-

hängende, strukturreiche Offenlandschaft mit herausragender Bedeutung für den Arten- und 

Biotopschutz geprägt ist. 

Der Standort zeichnet sich durch eine hohe naturräumliche Qualität und geringe Vorbelastung 

aus. Nördlich des Geltungsbereichs verläuft die Peene. Siedlungsbedingte oder infrastruktu-

relle Störquellen, insbesondere Verkehrswege, bauliche Anlagen oder intensive Freizeitnutzun-

gen, sind im Umfeld nicht vorhanden. Damit bestehen günstige Voraussetzungen für die Ent-

wicklung störungsarmer, extensiv genutzter Lebensräume. 
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Abbildung 12: Luftbild der Kompensationsmaßnahme 

 
Anforderungen für Anerkennung:  

• Anlage auf Ackerstandorten mit Bodenzahlen von < 27  

• mögliche Kulturen: Getreide (außer Mais), Ölsaaten, Feldfutter mit Leguminosen oder 

Gräsern  

• Saatdichte max. 50 % der konventionellen Saat  

• keine Pflanzenschutzmittel, keine mineralische Düngung, keine Gülle  

• keine mechanische Bodenbearbeitung im Zeitraum 1. Mai-15. Juli  

• Mindestbreite 50 m  

• Vorlage eines auf den Standort abgestimmten Nutzungskonzepts und Ermittlung der 

anfallenden Kosten zur Gewährleistung einer dauerhaften Pflege einschl. der Kosten für 

Verwaltung und Kontrolle  

• Nutzungsvorgaben:  

• Bodenbearbeitung und Bestellung mindestens alle 2 Jahre, bei Luzerne spätestens nach 

3 Jahren; alle 3-6 Jahre eine einjährige selbstbegrünte Brache  

• Mindestgröße: 1 ha  

 
Bezugsfläche für Aufwertung: Maßnahmenfläche  

Kompensationswert: 3,0 
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Abbildung 13: Lage der Kompensationsmaßnahme und der Eingriffsfläche (Abstand ca. 2,8 km) 

 

Fläche der Maß-

nahme [m²] 

x Kompensationswert der 

Maßnahme 

= Kompensationsflächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

144.187 3,0 432.561 

Kompensationsflächenäquivalent 432.561 

 

Zu berücksichtigen ist zusätzlich, dass sich die Kompensationsmaßnahme innerhalb des Land-

schaftlichen Freiraumes der Stufe 4 befindet. Demnach ist ein Lagezuschlag von 10% zu be-

rücksichtigen.  

Das Kompensationsflächenäquivalent der Maßnahme 3 beträgt somit 475.817 m². 
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Gesamtbilanzierung 

Der multifunktionale Kompensationsbedarf beträgt 412.244 m² EFÄ. Die Kompensationsflä-

chenäquivalente für die Maßnahme 1 beträgt 5.528 m² KFÄ, für die Maßnahme 2 beträgt dieser 

9.025 m² KFÄ und für die Maßnahmen 3 sind es 475.817 m² KFÄ. Somit wird der Eingriff 

vollständig kompensiert. 

 

Abbildung 14: Kernbereiche landschaftlicher Freiräume (Stufe 4 = grün) 

16.06.2026
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